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ZUSAMMENFASSUNG 

In seiner Sitzung vom 7. Dezember 2023 hat der Landtag den Bericht und Antrag 
Nr. 124/2023 betreffend die Abänderung des Personen- und Gesellschaftsrechts 
sowie weiterer Gesetze in erster Lesung beraten. Die Abgeordneten begrüssten die 
Vorlage und stimmten dem Eintreten zu. 

Seitens der Abgeordneten wurde eine Reihe von Fragen aufgeworfen, welche unter 
anderem den Anwendungsbereich der CSRD, eine mögliche Ausweitung bzw. Ein-
schränkung der neuen Anforderungen sowie die Folgen des Verfehlens von Klima-
zielen betrafen. 

Soweit die Fragen vom zuständigen Regierungsmitglied im Rahmen der ersten 
Lesung nicht oder nicht abschliessend beantwortet wurden, nimmt die Regierung 
nachstehend dazu Stellung. 

Gleichzeitig wird die Gelegenheit ergriffen, die zwischenzeitlich am 17. Oktober 
2023 von der EU-Kommission angenommene Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775 
zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU durch Anpassung der Grössenkriterien für 
Kleinstunternehmen und für kleine, mittlere und grosse Unternehmen oder Grup-
pen im liechtensteinischen Recht umzusetzen und damit die Grössenkriterien für 
die Unternehmensgrössen zur Entlastung einzelner Unternehmen anzuheben. 

ZUSTÄNDIGE MINISTERIEN 

Ministerium für Infrastruktur und Justiz 
Ministerium für Präsidiales und Finanzen 

BETROFFENE STELLEN 

Amt für Justiz 
Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA)
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Vaduz, 6. Februar 2024 

LNR 2023-1985 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehende Stellungnahme 

zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Abänderung des Personen- und 

Gesellschaftsrechts sowie weiterer Gesetze (BuA Nr. 124/2023) aufgeworfenen 

Fragen zu unterbreiten. 

I. STELLUNGNAHME DER REGIERUNG 

1. ALLGEMEINES 

In der Sitzung vom 7. Dezember 2023 hat der Landtag den Bericht und Antrag 

Nr. 124/2023 betreffend die Abänderung des Personen- und Gesellschaftsrechts 

sowie weiterer Gesetze in erster Lesung beraten. Die Vorlage wurde von den Ab-

geordneten durchwegs begrüsst. Die Entscheidung über das Eintreten war unbe-

stritten. Im Rahmen der Debatte wurde eine Reihe von Fragen gestellt, welche 

nachfolgend beantwortet wird. 
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2. GRUNDSÄTZLICHE FRAGEN 

2.1 Landesgesetzblatt betreffend die Umsetzung der NFRD1 

Eine Abgeordnete brachte im Rahmen der ersten Lesung vor, dass unter dem im 

Bericht und Antrag hinsichtlich der Umsetzung der NFRD angeführten Landesge-

setzblatt LGBl. 2016 Nr. 357 unter www.gesetze.li kein entsprechender Gesetzes-

text zu finden sei, und bat die Regierung um Bekanntgabe der richtigen Fundstelle. 

Eine Überprüfung des auf Seite 14 des Bericht und Antrags angeführten Landesge-

setzblattes (LGBl. 2016 Nr. 357) zeigt, dass dieses korrekt ist.2 Eine mögliche Erklä-

rung der divergierenden Suchergebnisse könnte sein, dass LGBl. 2016 Nr. 357 als 

Abänderungserlass nicht im konsolidierten Rechtsbestand aufscheint, sondern un-

ter «Landesgesetzblatt» gesucht werden muss, damit ein entsprechendes Ergebnis 

aufscheint. 

2.2 Das Verhältnis von SFDR3 und CSRD4 zueinander 

Eine Abgeordnete stellte im Rahmen der ersten Lesung die Frage, ob die Verord-

nung über die nachhaltigkeitsbezogenen Offenlegungspflichten im Finanzdienst-

leistungssektor – kurz SFDR – durch die CSRD abgelöst werde oder ob sich diese 

beiden ergänzen würden. 

                                                      
1  Richtlinie 2014/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 zur Änderung 

der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität betreffender 
Informationen durch bestimmte grosse Unternehmen und Gruppen, ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 1 
(Non-Financial Reporting Directive). 

2  https://www.gesetze.li/chrono/2016357000?search_text=&search_loc=text&lrnr=&lgblid_von= 
2016.357&lgblid_bis=; abgerufen am 11. Dezember 2023. 

3  Verordnung (EU) 2019/2088 vom 27. November 2019 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungs-
pflichten im Finanzdienstleistungssektor, ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 1. 

4  Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 
2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, ABl. L 322 vom 
16.12.2022, S. 15. 

http://www.gesetze.li/
https://www.gesetze.li/chrono/2016357000?search_text=&search_loc=text&lrnr=&lgblid_von
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Die beiden genannten Erlasse sind – zusammen mit der Taxonomie-Verordnung5 – 

Teil des Sustainable Finance Frameworks der Europäischen Union, welches die 

neuen, nachhaltigkeitsbezogenen Vorschriften zur Unternehmenstransparenz be-

inhaltet. Zusammen vervollständigen sie die im Rahmen des «Grünen Deals» der 

EU-Kommission als notwendig identifizierten und festgelegten Regulierungsmass-

nahmen, die für eine nachhaltige gesellschaftliche Entwicklung erforderlich sind. 

Gemeinsam sollen sie für einen zusammenhängenden Rahmen sorgen, der es po-

tenziellen Investoren, den Unternehmen selbst und der Öffentlichkeit möglich 

macht, nachhaltige Finanzprodukte zu erkennen und bei ihren Entscheidungen ent-

sprechend zu berücksichtigen. 

Die CSRD soll das Verständnis für Nachhaltigkeit auf Unternehmensebene fördern, 

indem sie eine Pflicht zur umfassenden Berichterstattung über Nachhaltigkeits-

praktiken etabliert. Die SFDR hingegen adressiert in erster Linie Finanzmarktteil-

nehmende und Finanzberatende. Entsprechende Offenlegungspflichten sollen si-

cherstellen, dass Finanzprodukte hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit transparent be-

urteilt und dargestellt werden. 

2.3 Verfügbarkeit der zur Berichtspflicht notwendigen Daten und Schwellen-

werte 

Eine Abgeordnete nahm – mit Verweis auf Seite 37 des Bericht und Antrags – da-

rauf Bezug, dass es der Liechtensteinische Bankenverband zur Umsetzung der 

Nachhaltigkeits-Berichtspflichten für wesentlich erachte, die zur Erfüllung der Be-

richtspflichten notwendigen Daten und Schwellenwerte zentral auf nationaler 

Ebene verfügbar zu machen. Vor diesem Hintergrund habe der Liechtensteinische 

Bankenverband das Gespräch mit dem zuständigen Ministerium für Inneres, 

                                                      
5  Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 

Eirichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2019/2088, ABl. L 198 vom 22.06.2020, S. 13. 
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Wirtschaft und Umwelt aufgenommen. Die Abgeordnete interessierte, ob dieses 

Gespräch bereits stattgefunden habe und ob etwas zum aktuellen Stand gesagt 

werden könne. 

Das zuständige Ministerium bzw. die zuständigen Amtsstellen befinden sich in die-

ser Sache im Austausch mit dem Liechtensteinischen Bankenverband. Aktuell lie-

gen die Schwellenwerte noch nicht final vor. Nach aktuellem Kenntnisstand sollen 

die Schwellenwerte dem Anforderungsniveau für Niedrigstenergiegebäude (NZEB) 

der Energieeffizienzklasse A entsprechen, welches auch den Anforderungen an 

Neubauten der MuKEn 2014 und damit der EU-Gebäuderichtlinie II entspricht.  

2.4 Konsequenzen einer ungenügenden Berichterstattung 

Eine Abgeordnete stellte die Frage, welche Konsequenzen eine ungenügende Be-

richterstattung für die Unternehmen zur Folge habe. 

Eine ungenügende Berichterstattung zeitigt auf unterschiedlichen Ebenen fakti-

sche und rechtliche Konsequenzen. So würde eine ungenügende Berichterstattung 

zuerst dazu führen, dass seitens des Wirtschaftsprüfers bzw. der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft kein entsprechendes bestätigendes Prüfungsurteil möglich wäre. 

Würde ein solches dennoch erteilt, ohne dass die Voraussetzungen dafür vorliegen, 

würden Übertretungen nach Art. 101 WPG6 sowie Bekanntmachungspflichten sol-

cher Entscheidungen nach Art. 105 WPG greifen bzw. wären Massnahmen der FMA 

gegenüber dem Wirtschaftsprüfer oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach 

Art. 80 WPG (bis hin zur Verhängung eines dauerhaften Berufsverbotes) möglich. 

Die Unternehmen selbst unterliegen den Strafbestimmungen nach § 66 SchlT PGR7. 

Diese greifen immer dann, wenn ein Unternehmen den Vorschriften über die 

                                                      
6  Wirtschaftsprüfergesetz (WPG) vom 5. Dezember 2018, LGBl. 2019 Nr. 17, LR 173.540. 
7  Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR) vom 20. Januar 1926, LGBl. 1926 Nr. 4, LR 216.0. 
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Rechnungslegung oder der Pflicht zur Durchführung einer Abschlussprüfung bzw. 

einer prüferischen Durchsicht (Review) gemäss den Vorschriften über die Prüfungs- 

und Reviewpflicht (Art. 1058 f.) nicht nachkommt. 

2.5 Erhöhung der Schwellenwerte für Unternehmen und Unternehmensgrup-

pen (Konzerne) 

Wie das zuständige Regierungsmitglied im Rahmen der ersten Lesung ausgeführt 

hat, ist mit der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/27758 seitens der EU-Kommission 

am 17. Oktober 2023 eine weitere, im gegenständlichen Kontext relevante Richt-

linie angenommen worden. Diese Richtlinie sieht eine inflationsbedingte Anhe-

bung der Schwellenwerte für die Grössenklassen von Unternehmen und Unter-

nehmensgruppen vor, nach welchen sich die Anwendung der europäischen Rech-

nungslegungsvorgaben richtet. 

In ihrer Mitteilung «Langfristige Wettbewerbsfähigkeit der EU: Blick über 2030 

hinaus»9 hat die EU-Kommission auf die Bedeutung eines Rechtsrahmens hinge-

wiesen, welcher gewährleistet, dass die verfolgten Ziele zu geringstmöglichen Kos-

ten erreicht werden. Deshalb hat sie zugesagt, neue Anstrengungen zur Rationali-

sierung und Vereinfachung der Berichtspflichten zu unternehmen, um diese um 

25 % zu verringern, ohne die jeweiligen politischen Ziele zu untergraben. 

Aufgrund der erheblichen Inflation in den Jahren 2021 und 2022 in der EU hat die 

EU-Kommission die betragsmässigen Kriterien für die Bestimmung der Grössenka-

tegorie von Unternehmen überprüft, um den Auswirkungen der Inflation 

                                                      
8  Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775 der Kommission vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 

2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch Anpassung der Grössenkriterien für 
Kleinstunternehmen und für kleine, mittlere und grosse Unternehmen oder Gruppen, ABl. L 2023/2775 
vom 21.12.2023. 

9  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen «Langfristige Wettbewerbsfähigkeit der EU: Blick über 
2030 hinaus», COM/2023/168 final. 
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entsprechend begegnen zu können. Die Inflationsrate im Euro-Währungsgebiet 

lag im Zehnjahreszeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 31. März 2023 bei 24,3 %. 

In der gesamten EU betrug sie im selben Zeitraum gar 27,2 %.10 Aus diesem Grund 

hielt die Kommission eine inflationsbedingte Bereinigung und Aufrundung der 

Schwellenwerte von rund 25 % für notwendig. 

Grundsätzlich gilt: Je grösser ein Unternehmen ist, desto höher sind die Anforde-

rungen an die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung. So werden beispielweise 

an ein Kleinstunternehmen die geringsten Anforderungen gestellt, an ein grosses 

Unternehmen entsprechend die höchsten. Eine Erhöhung der Schwellenwerte be-

deutet daher eine Erleichterung für die Unternehmen, da diese höhere Grössen-

kriterien erfüllen müssen, um in die nächst höhere Unternehmensgrösse mit ent-

sprechend umfangreicheren Berichtspflichten zu fallen. 

Die Richtlinie (EU) 2023/2775 befindet sich aktuell im EWR-Übernahmeverfahren, 

dennoch bietet sich eine Vorabumsetzung an. Die in der Richtlinie vorgesehene 

Erhöhung der Schwellenwerte bringt für die betroffenen Unternehmen aus-

schliesslich Erleichterungen mit sich. Ausserdem soll nach den Vorgaben der Richt-

linie eine Anwendung der höheren Schwellenwerte bereits auf Geschäftsjahre, die 

ab dem 1. Januar 2024 beginnen, sichergestellt werden. Die Umsetzung der Richt-

linie (EU) 2023/2775 wird daher – wie vom zuständigen Regierungsmitglied im 

Rahmen der ersten Lesung angekündigt – in das gegenständliche Gesetzesprojekt 

integriert, um die Unternehmen von den Erleichterungen profitieren zu lassen. 

                                                      
10  Erwägungsgrund 3 der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775. 
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3. FRAGEN ZU EINZELNEN ARTIKELN 

3.1 Gesetz über die Abänderung des Personen- und Gesellschaftsrechts 

Zu Art. 1064 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, Abs. 1a Ziff. 1 und 2 sowie Abs. 2 Ziff. 1 und 2 

Die Anpassung der Schwellenwerte hinsichtlich der Unternehmensgrössen erfolgt 

aufgrund der Vorabumsetzung der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775 (siehe 

Ausführungen unter Punkt 2.5). Gegenständlich relevant sind die Werte, welche 

von der Inflation betroffen sind, also die Finanzkennzahlen (Bilanzsumme und Um-

satz), nicht hingegen die Anzahl von Mitarbeitenden. 

In Abs. 1 werden die relevanten Grössenkriterien für die kleinen Gesellschaften 

entsprechend erhöht, in Abs. 1a jene für die Kleinstgesellschaften und in Abs. 2 

jene für die mittelgrossen Gesellschaften. Die Grössenkriterien für grosse Gesell-

schaften (Abs. 3) stellen auf das Überschreiten der für mittelgrosse Gesellschaften 

(Abs. 2) definierten Grenzwerte ab. 

Nach Art. 3 Abs. 9 Unterabs. 2 der Richtlinie 2013/34/EU11 dürfen bei der Umrech-

nung in die nationalen Währungen der Mitgliedstaaten, die den Euro nicht einge-

führt haben, die Euro-Beträge zu Rundungszwecken um höchstens 5 % erhöht ver-

mindert werden. Dies gilt nicht für kleine Gesellschaften (Art. 3 Abs. 2 der Richtli-

nie 2013/34/EU) und kleine Gruppen (Art. 3 Abs. 5 der Richtlinie 2013/34/EU), da 

bei diesen niedrigere oder höhere Schwellenwerte (unteres oder oberes 

                                                      
11  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahres-

abschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 
Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates, ABl. L 176 vom 27.6.2013. 



14 

Spektrum) gewählt werden können.12 Die Möglichkeit der Aufrundung wurde – 

soweit zulässig –jeweils entsprechend genutzt. 

Damit wird Art. 3 Abs. 1 bis 4 der Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung von Art. 1 

Ziff. 1 bis 4 der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775 durch Anpassung der Grös-

senkriterien für Kleinstunternehmen und für kleine, mittlere und grosse Unterneh-

men oder Gruppen umgesetzt. 

Zu Art. 1096d 

Ein Abgeordneter nahm Bezug auf Abs. 2 Ziff. 1 Bst. c, in welchem hinsichtlich der 

Erderwärmung der im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris angestrebte 

Grenzwert von 1,5 Grad Celsius erwähnt wird. Es stelle sich die Frage, was die Kon-

sequenzen seien, wenn entweder die geforderten Informationen nicht geliefert 

werden oder diese Informationen belegen, dass die 1,5 Grad Celsius nicht einge-

halten werden. 

Abs. 2 umreisst den Inhalt der Nachhaltigkeitsberichterstattung, wobei Abs. 2 

Ziff. 1 Bst. c der (beinahe wörtlichen) Umsetzung von Art. 19a Abs. 2 Bst. a Ziff. iii) 

der Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung von Art. 1 Ziff. 4 Abs. 2 der CSRD dient. 

Das Unternehmen hat zu beschreiben, wie es beabsichtigt sicherzustellen, dass sein 

Geschäftsmodell und seine Strategie mit dem Übergang zu einer nachhaltigen 

Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius gemäss 

dem Übereinkommen von Paris vereinbar sind. 

                                                      
12  So konnten gemäss Art. 3 Abs. 2 bzw. Abs. 5 der Richtlinie 2013/34/EU bisher für kleine Gesellschaften 

bzw. kleine Gruppen Schwellenwerte in Höhe von EUR 4 Mio. (Bilanzsumme) und EUR 8 Mio. (Netto-
umsatzerlöse) gewählt werden (unteres Spektrum) oder aber im oberen Spektrum Schwellenwerte von 
EUR 6 Mio. (Bilanzsumme) und EUR 12 Mio. (Nettoumsatzerlöse). Liechtenstein hat bei der Umsetzung 
der Richtlinie 2013/34/EU die Werte des oberen Spektrums herangezogen (siehe Art 1064 Abs. 1 PGR). 
Vgl. zu den im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie 2013/34/EU gewählten Werten: LGBl. 2015 
Nr. 165. Die aktuell im Rahmen der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775 angepassten Werte betragen 
EUR 5 Mio. (Bilanzsumme) und EUR 10 Mio. (Nettoumsatzerlöse) im unteren Spektrum sowie EUR 7,5 
Mio. (Bilanzsumme) und EUR 15 Mio. (Nettoumsatzerlöse) im oberen Spektrum. 
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Die Bestimmung ist hinsichtlich der genannten Ziele als Programmnorm zu verste-

hen. Es geht um eine Orientierung des Unternehmens an den im gegenständlichen 

Zusammenhang recht allgemeinen Massstäben des «Übergangs zu einer nachhal-

tigen Wirtschaft» und der «Vereinbarkeit mit den Zielen des Übereinkommens von 

Paris», konkret mit der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius. Die 

Berichterstattung des Unternehmens soll konkrete positive Auswirkungen auf die 

Geschäftstätigkeit bewirken. Eine weitere Konkretisierung erfolgt auf Stufe der 

vom Unternehmen anzuwendenden Europäischen Standards für die Nachhaltig-

keitsberichterstattung (European Sustainability Reporting Standards - ESRS), in 

welchen detailliert festgehalten wird, wie die Unternehmen entsprechende Daten 

zu erheben haben, anhand welcher sie zu den geforderten Themen (Umwelt, Sozi-

ales, Unternehmensleitung) berichten müssen. 

So ist beispielsweise eines der Ziele von ESRS E1 (Klimaschutz), Angabepflichten 

festzulegen, die es den Nutzern der Nachhaltigkeitserklärungen ermöglichen sol-

len, die bisherigen, derzeitigen und künftigen Klimaschutzbemühungen des Unter-

nehmens im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris (oder einem aktualisier-

ten internationalen Klimaschutzübereinkommen), die mit dem Ziel der Begrenzung 

der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius übereinstimmen, zu verstehen.13 

Konkrete rechtliche Sanktionen würden in jenem Fall greifen, in welchem das Un-

ternehmen keine oder eine ungenügende Berichterstattung vornimmt oder bei-

spielsweise seitens des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft festgestellt wird, dass diese inhaltlich nicht den vorgegebenen Standards 

(ESRS) entspricht. Jedenfalls können seitens des Gesetzgebers – wie dies im Bereich 

der Rechnungslegung meist der Fall ist – nur allgemeine Anforderungen im Gesetz 

                                                      
13  Delegierte Verordnung (EU) 2023/2772 der Kommission vom 31. Juli 2023 zur Ergänzung der Richtlinie 

2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch Standards für die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung, ABl. L vom 22.12.2023, S. 73. 
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definiert werden. Die weitaus detaillierteren Vorgaben finden sich dann in entspre-

chenden Fachstandards wie den genannten ESRS. 

In Bezug auf die in Abs. 2 Ziff. 5 genannten Anreizsysteme betreffend Nachhaltig-

keitsaspekte, welche Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane 

angeboten werden, regte eine Abgeordnete eine Prüfung an, ob ergänzt werden 

könnte, dass auch Mitarbeitende von diesen Anreizsystemen erfasst werden. 

Die CSRD adressiert in Art. 19a Abs. 2 Bst. e hinsichtlich des Vorhandenseins von 

mit Nachhaltigkeitsaspekten verknüpften Anreizsystemen ausschliesslich Mitglie-

der von Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen. Auch wenn allgemein an-

gestrebt werden sollte, dass die gesamte Belegschaft eines Unternehmens mög-

lichst nachhaltig agiert, so geht es im gegenständlichen Zusammenhang einerseits 

darum, auf der Führungsebene ein klares Verständnis für Nachhaltigkeitsziele zu 

schaffen, und andererseits darum, eine entsprechende Verantwortung zu etablie-

ren, welche eben typischerweise auf dieser Führungsebene angesiedelt ist. Wie ein 

Unternehmen darüber hinaus seine Mitarbeitenden in Bezug auf Nachhaltigkeits-

themen schult und motiviert, soll deshalb nicht auf Gesetzesebene vorgegeben 

werden, sondern es soll den einzelnen Unternehmen freigestellt werden, dies im 

Rahmen interner Vorgaben innerhalb der eigenen Unternehmenskultur zu etablie-

ren. 

Die Abgeordnete bezog sich darüber hinaus auf Abs. 2 Ziff. 6 Bst. b und c und 

wünschte eine nähere Erläuterung, was unter den dort erwähnten «potenziellen 

negativen Auswirkungen» zu verstehen ist. 

Die CSRD sieht das Prinzip der sogenannten «doppelten Wesentlichkeit» vor. Da-

nach werden die betroffenen Unternehmen verpflichtet, über die Auswirkungen 

des eigenen Geschäftsbetriebs auf den Menschen und die Umwelt, aber auch über 

die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsthemen auf das Unternehmen zu berichten. 
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Abs. 2 Ziff. 6 nimmt Bezug auf die wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen ne-

gativen Auswirkungen der eigenen Geschäftstätigkeit des Unternehmens und sei-

ner Wertschöpfungskette und bezieht sich damit auf den ersten Teil der doppelten 

Wesentlichkeit. 

Es ist zu erwarten, dass aufgrund klimabedingter (physischer) Risiken und Unsi-

cherheiten wesentliche finanzielle Auswirkungen möglich sind, die nicht von den 

anwendbaren Rechnungslegungsstandards erfasst sind, weshalb es von besonde-

rer Bedeutung ist, potenzielle Auswirkungen mit ins Kalkül zu ziehen. 

Als Beispiel wird etwa in der Anwendungsanforderung (AR) 67 zu ESRS 1 ausge-

führt, dass wesentliche klimabedingte physische Risiken und Übergangsrisiken die 

Finanzlage des Unternehmens (z.B. eigene Vermögenswerte, finanziell kontrol-

lierte geleaste Vermögenswerte und Verbindlichkeiten), die Wertentwicklung (z.B. 

potenzielle künftige Zunahmen/Rückgänge der Nettoeinnahmen und -kosten auf-

grund von Geschäftsunterbrechungen oder höheren Lieferpreisen, die möglicher-

weise dazu führen, dass Gewinnspannen einbrechen) sowie seine Cashflows beein-

trächtigen können.14 

Zu Art. 1096e 

Nach Art. 1096e Abs. 2 muss ein Unternehmen in den ersten drei Jahren nach der 

erstmaligen Anwendung der Vorschriften zur Nachhaltigkeitsberichterstattung für 

den Fall, dass nicht alle erforderlichen Informationen über ihre Wertschöpfungs-

kette verfügbar sind, erläutern, welche Anstrengungen unternommen wurden, 

um die erforderlichen Informationen über ihre Wertschöpfungskette zu erhalten 

(Ziff. 1). Es muss darüber hinaus begründen, warum nicht alle erforderlichen Infor-

mationen eingeholt werden konnten (Ziff. 2), und ihre Pläne darlegen, um künftig 

                                                      
14  Angabepflicht E1-9 – Erwartete finanzielle Auswirkungen wesentlicher physischer Risiken und Über-

gangsrisiken sowie potenzielle klimabezogene Chancen; AR 67 der Delegierten Verordnung (EU) 
2023/2772. 
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die erforderlichen Informationen einzuholen (Ziff. 3). Eine Abgeordnete stellte 

hierzu die Frage, wie vorzugehen sei, wenn diese Informationen nach drei Jahren 

immer noch nicht verfügbar seien, es also nicht möglich sei, die Vorgaben in diesen 

drei Jahren umzusetzen. 

Der Sinn der Bestimmung liegt darin, dem Unternehmen drei Jahre Zeit zu geben, 

damit die Bereitstellung der geforderten Informationen gewährleistet werden 

kann. Ist dies nach drei Jahren immer noch nicht der Fall, so ist die geforderte Be-

richterstattung seitens des Unternehmens nicht vollständig erfolgt; das Unterneh-

men entspricht also nicht den vorgegebenen rechtlichen Anforderungen (hinsicht-

lich der Konsequenzen einer ungenügenden Berichterstattung kann auf die Ausfüh-

rungen unter Punkt 2.4 verwiesen werden). 

Letztlich liegt es in der Verantwortung des Unternehmens, die geforderten Infor-

mationen bereitzustellen. Tatsächlich muss das Unternehmen in den drei Jahren 

davor zumindest erläutern, welche Anstrengungen unternommen wurden, um die 

erforderlichen Informationen zu erhalten, begründen, warum nicht alle Informati-

onen eingeholt werden konnten, und ihre Pläne darlegen, wie künftig die Informa-

tionen eingeholt werden sollen. Diese Prozesse sollten spätestens drei Jahre nach 

der erstmaligen Anwendung der neuen Berichtspflichten entsprechende Resultate 

zeitigen oder Entscheidungen nahelegen, durch welche die Bereitstellung der ge-

forderten Informationen sichergestellt werden können. 

Im Weiteren bezog sich die Abgeordnete auf Abs. 4. Danach sei es erlaubt, unter 

gewissen Voraussetzungen und basierend auf einer ordnungsgemäss begründeten 

Einschätzung, bestimmte Informationen nicht im Nachhaltigkeitsbericht aufzu-

nehmen, falls dies dem Unternehmen ernsthaft schaden würde. Die Abgeordnete 

bat um konkrete Beispiele. 
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Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass gemäss dem vorgesehenen Wortlaut der 

Bestimmung nur Informationen über künftige Entwicklungen oder Belange, über 

die Verhandlungen geführt werden, weggelassen werden können, und zwar nur: 

• in Ausnahmefällen; 

• wenn gemäss der ordnungsgemäss begründeten (und entsprechend doku-

mentierten) Einschätzung der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und 

Aufsichtsorgane die Aufnahme dieser Informationen in die Nachhaltigkeits-

berichterstattung der Geschäftslage der Gesellschaft ernsthaft schaden 

würde; und 

• wenn die Nichtaufnahme der Informationen ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsver-

laufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage der Gesellschaft sowie der Aus-

wirkungen ihrer Tätigkeit nicht verhindert. 

Der Anwendungsbereich dieser Ausnahme ist somit klar umrissen und stark einge-

schränkt. Gemäss den Leitlinien der EU-Kommission für die Berichterstattung über 

nichtfinanzielle Informationen sind thematische Aspekte häufig miteinander ver-

flochten. So kann ein Umweltaspekt, der mit der Geschäftstätigkeit, den Produkten 

oder der Lieferkette eines Unternehmens zusammenhängt, gleichzeitig Auswirkun-

gen auf die Sicherheit und/oder Gesundheit von Verbrauchenden, Mitarbeitenden 

oder Lieferanten oder auch auf den Ruf der Marke haben. Es wird (auch bei Nut-

zung der Ausnahmemöglichkeit) erwartet, dass die Unternehmen ein klares, den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Gesamtbild vermitteln, das alle rele-

vanten Aspekte eines Sachverhalts umfasst. Unter bestimmten Umständen kommt 

ein Unternehmen möglicherweise zum Schluss, dass die Offenlegung detaillierter 

Informationen über bevorstehende Entwicklungen oder über in Verhandlung be-

findliche Belange erheblichen Schaden verursachen würde. Wenn ein Unterneh-

men in einem solchen Fall dann stattdessen zusammengefasste Informationen 
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offenlegt, die keinen ernsthaften Schaden verursachen, kann es dennoch wesent-

lich zu den übergeordneten Transparenzzielen beitragen.15 

Zu Art. 1096f 

Eine Abgeordnete regte an zu prüfen, ob die Bestimmung sprachlich vereinfacht 

werden könnte. Grundsätzlich stelle sich die Frage, weshalb für kleine und mittel-

grosse Unternehmen nicht ebenfalls eingefordert werden solle, nach den Vorga-

ben von Art. 1096d Bericht zu erstatten. Dies sei notwendig und für Unternehmen 

dieser Grösse auch zu bewerkstelligen. Die Erleichterung solle daher nochmals 

überprüft werden. 

Vorab ist klarzustellen, dass kleine und mittlere Unternehmen grundsätzlich nicht 

von der CSRD erfasst sind. Diese fallen nur ausnahmsweise in den Anwendungsbe-

reich der CSRD, und zwar nur dann, wenn es sich um Unternehmen von öffentli-

chem Interesse handelt. Diese sind in Art. 1138g Abs. 1 definiert und umfassen 

EWR-börsenkotierte Unternehmen (Bst. a), Banken (Bst. b) und Versicherungen 

(Bst. c). 

Die gegenständlich in Art. 1096f vorgesehenen Erleichterungen betreffen nur 

kleine und mittlere EWR-börsenkotierte Unternehmen und damit nur einen sehr 

eingeschränkten und kleinen Anteil von Unternehmen. Darüber hinaus sieht die 

CSRD die vorgesehene Ausnahme selbst vor16 und will damit sicherstellen, dass 

diese Unternehmen im Hinblick auf die Verhältnismässigkeit der Berichtspflichten 

ein wenig entlastet werden. An der vorgesehenen Erleichterung soll daher in Über-

einstimmung mit den Vorgaben der CSRD festgehalten werden. 

                                                      
15  Mitteilung der Kommission: Leitlinien für die Berichterstattung über nichtfinanzielle Informationen 

(Methode zur Berichterstattung über nichtfinanzielle Informationen; (2017/C 215/01), ABl. C 215 vom 
05.07.2017, S. 1). 

16  Siehe Art. 19a Abs. 6 der Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung von Art. 1 Ziff. 4 der CSRD. 
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Dem Wunsch der Abgeordneten nach einer Prüfung der Bestimmung hinsichtlich 

einer möglichen sprachlichen Vereinfachung wurde nachgekommen. Tatsächlich 

ergab sich dabei eine Möglichkeit, die Bestimmung sprachlich schlanker auszuge-

stalten. Da nämlich Kleinstgesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1a – unab-

hängig davon, ob sie EWR-börsenkotiert sind oder nicht – per se von der Pflicht zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung ausgenommen sind, können die bisherigen 

Passagen in Abs. 1 und Abs. 3, welche im Kontext der gegenständlichen Erleichte-

rungen die Kleinstunternehmen nochmals separat erwähnt haben, ersatzlos ent-

fallen. Die Bestimmungen werden dadurch nicht nur schlanker, sondern auch kla-

rer. 

Eine andere Abgeordnete stellte die Frage, ob geplant sei, seitens der Verwaltung 

den Unternehmen Checklisten oder andere Tools zur Verfügung zu stellen. 

Die Rechnungslegung bzw. Berichterstattung von Unternehmen ist kein Regelungs-

bereich, bei welchem der Landesverwaltung eine Zuständigkeit zukommt, weshalb 

nicht geplant ist, Checklisten oder ähnliche Anleitungen herauszugeben. Be-

troffene Unternehmen können sich aber beispielsweise bei den jeweiligen Verbän-

den informieren. Es ist auch davon auszugehen, dass entsprechende Informationen 

in verschiedensten Fachpublikationen oder spezialisierten Beratungsunternehmen 

verfügbar sein werden. Auch bieten die Fachstandards (ESRS) entsprechende An-

leitung und Beispiele. 

Zu Art. 1101 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. a und b sowie Ziff. 2 Bst. a und b 

Art. 1101 regelt die grössenabhängige Befreiung von Mutterunternehmen von der 

Pflicht, einen konsolidierten Geschäftsbericht zu erstellen. Im Rahmen dieser Re-

gelung werden die von der Richtlinie 2013/34/EU vorgegebenen Grössenkriterien 

für Gruppen relevant. Im Rahmen der Umsetzung der Delegierten Richtlinie (EU) 

2023/2775 werden diese Werte entsprechend erhöht. Im Übrigen kann auf die 
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Erläuterungen zu Art. 1064 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, Abs. 1a Ziff. 1 und 2 sowie Abs. 2 

Ziff. 1 und 2 verwiesen werden. 

Damit wird Art. 3 Abs. 5 bis 7 der Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung von Art. 1 

Ziff. 5 bis 7 der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775 durch Anpassung der Grös-

senkriterien für Kleinstunternehmen und für kleine, mittlere und grosse Unterneh-

men oder Gruppen umgesetzt. 

Zu II. Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Gemäss Art. 2 Abs. 1 Unterabs. 4 der Delegierten Richtlinie (EU) 2023/2775 müs-

sen die Mitgliedstaaten in ihren Umsetzungsvorschriften auf die Richtlinie Bezug 

nehmen. Mit dem neuen Bst. c wird diesem Umstand Rechnung getragen und die 

Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775 neben den in Bst. a und b aufgelisteten Richt-

linien (CSRD und CBCR-Richtlinie) ausdrücklich genannt.  

Zu IV. Inkrafttreten und Anwendbarkeit 

In Ergänzung zum Bericht und Antrag wurde die gegenständliche Bestimmung um 

Abs. 7 erweitert. Dieser dient dazu, die Anwendbarkeit der neuen Schwellenwerte 

für Unternehmen und Unternehmensgruppen für Geschäftsjahre, die am oder 

nach dem 1. Januar 2024 beginnen, sicherzustellen. In Erwägungsgrund 6 der De-

legierten Richtlinie (EU) 2023/2775 wird festgehalten, dass die Rechts- und Ver-

waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie nachzukommen, spä-

testens für Geschäftsjahre gelten sollen, die am oder nach dem 1. Januar 2024 

beginnen, damit die angepassten Schwellenwerte den Unternehmen oder Grup-

pen so bald wie möglich zugutekommen. 

Eine Abgeordnete stellte die Frage, ob es die Möglichkeit gebe, das Inkrafttreten 

weiter hinauszuschieben. 
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Theoretisch bestünde die Möglichkeit, die Übernahmeprozesse der gegenständlich 

relevanten Richtlinien in den EWR abzuwarten und sich dann an den sich hieraus 

ergebenden zeitlichen Vorgaben zu orientieren. 

Tatsächlich ist es aber insbesondere für die Wirtschaft Liechtensteins wie beispiels-

weise den Finanz- und Bankenplatz aufgrund der bestehenden Vernetzung mit an-

deren EWR-Mitgliedstaaten von grosser Bedeutung, die Geltung und Umsetzung 

der internationalen Vorgaben zeitgleich mit den EU-Staaten zu gewährleisten. 

Der Liechtensteinische Bankenverband begrüsste in seiner Stellungnahme zum 

Vernehmlassungsbericht eine zügige Umsetzung der CSRD ins liechtensteinische 

Recht, auch wenn zum Zeitpunkt der Vernehmlassung das EWR-Übernahmeverfah-

ren noch nicht abgeschlossen sei. In Übereinstimmung mit der nationalen Finanz-

platzstrategie sei es angezeigt, dass Liechtenstein die CSRD-Anforderungen gleich-

zeitig zur Anwendung bringen könne wie andere Finanzplätze im EWR. 

Auch die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer hat in ihrer Stellung-

nahme zum Vernehmlassungsbericht ausgeführt, dass sie eine zeitgerechte Um-

setzung der CBCR-Richtlinie sowie auch der CSRD unterstütze, um Liechtensteins 

Verpflichtungen als Teil des EWR nachzukommen und auch um zusätzliche Be-

richtspflichten betroffener liechtensteinischer Unternehmen im Ausland zu vermei-

den. 

Darüber hinaus strebt aktuellen Informationen zufolge mit Norwegen auch ein wei-

terer EWR/EFTA-Mitgliedstaat aus den genannten Gründen einen vergleichbaren 

Zeitplan an wie Liechtenstein. Zuletzt darf nicht übersehen werden, dass die CSRD 

einen stufenweisen zeitlichen Anwendungsbereich vorsieht, der es den betroffenen 

Unternehmen ermöglichen wird, sich entsprechend vorzubereiten. 
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3.2 Gesetz über die Abänderung des Wirtschaftsprüfergesetzes 

Zu Art. 47a Abs. 2 

Eine Abgeordnete regte im Rahmen der ersten Lesung die Behebung eines ortho-

grafischen Versehens in Abs. 2 an («Wirtschaftsprüfer»). 

Dieser Anregung wurde nachgekommen. 

II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle diese Stellungnahme zur Kenntnis nehmen und die beilie-

genden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES  
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

gez. Dr. Daniel Risch 
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III. REGIERUNGSVORLAGEN 

1. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES PERSONEN- UND GESELLSCHAFTS-

RECHTS 

Gesetz 

vom ... 

über die Abänderung des Personen- und Gesellschaftsrechts 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR) vom 20. Januar 1926, LGBl. 

1926 Nr. 4, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 170 Abs. 4a  

4a) Mitglieder grosser Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3, die nicht 

von Art. 339d erfasst sind und zusammen mindestens 5 % des Grundkapitals ver-

treten, haben das Recht, mittels unterschriebener Eingaben zu verlangen, dass: 
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1. ein Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, der oder 

die weder Revisionsstelle der Gesellschaft ist noch dem Netzwerk der Revi-

sionsstelle angehört, eine Prüfung über bestimmte Bestandteile der Nach-

haltigkeitsberichterstattung durchführt; 

2. der Bericht über die Prüfung nach Ziff. 1 dem obersten Organ der Gesell-

schaft vorgelegt wird. 

Art. 192 Abs. 3a 

3a) Jede Vertragsklausel, die die Auswahlmöglichkeiten des obersten Organs 

bei der Bestellung der Revisionsstelle zur Durchführung der Abschlussprüfung im 

Sinne des Art. 1058 Abs. 1 sowie der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

nach Art. 1096k bei dieser Gesellschaft auf bestimmte Kategorien oder Listen von 

Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften beschränkt, ist nich-

tig. 

Art. 196 Abs. 1 Bst. e und Abs. 9 

1) Bei einer Abschlussprüfung hat der Wirtschaftsprüfer oder die Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft dem obersten Organ schriftlich über das Ergebnis der 

Prüfung des ihm oder ihr von der Verwaltung vorgelegten Geschäftsberichts (Jah-

resrechnung und gegebenenfalls Jahresbericht) zu berichten. Der schriftliche Be-

richt hat: 

e) ein zusätzliches Urteil zu umfassen, ob der dem obersten Organ vorgelegte 

Jahresbericht nach Art. 1096, sofern ein solcher erstellt werden muss, mit 

der Jahresrechnung des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang steht und 

der Jahresbericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen, ausge-

nommen der Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 

den Art. 1096b ff., aufgestellt wurde. Weiters ist anzugeben, ob im Lichte 
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der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse und des gewonnenen Ver-

ständnisses über das Unternehmen und sein Umfeld wesentliche fehlerhafte 

Angaben im Jahresbericht festgestellt wurden, wobei auf die Art dieser feh-

lerhaften Angaben einzugehen ist; 

9) Aufgehoben 

Art. 196b 

cbis) Erstellung eines Prüfungsvermerks zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 

1) Der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft legt die 

Ergebnisse der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 1096k in 

einem Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung dar. 

2) Der Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung wird schrift-

lich abgefasst und enthält folgende Angaben: 

a) den Namen des Unternehmens, dessen jährliche oder konsolidierte Nach-

haltigkeitsberichterstattung Gegenstand des Prüfungsauftrags ist, die An-

gabe, ob es sich um eine jährliche oder eine konsolidierte Nachhaltigkeits-

berichterstattung handelt, das Datum und den Zeitraum, auf den er sich be-

zieht, sowie den Rahmen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung, der bei 

seiner Aufstellung verwendet wurde; 

b) eine Beschreibung des Umfangs der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung, die zumindest Angaben über die Standards für die Prüfung enthält, 

nach denen die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführt 

wurde; 

c) ein Urteil darüber, ob: 
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1. die Nachhaltigkeitsberichterstattung mit den gesetzlichen Anforderungen 

übereinstimmt; 

2. die Nachhaltigkeitsberichterstattung mit den nach Art. 1096c und 1096f 

Abs. 2 bezeichneten Standards für die Berichterstattung übereinstimmt; 

3. das vom Unternehmen durchgeführte Verfahren zur Ermittlung von Infor-

mationen, über die Bericht erstattet wurde, mit den in Ziff. 2 genannten 

Standards für die Berichterstattung in Einklang steht; 

4. die Anforderung zur Auszeichnung der Nachhaltigkeitsberichterstattung in 

Übereinstimmung mit Art. 1096h bzw. Art. 1121 Abs. 3d eingehalten wird; 

und 

5. die Anforderungen an die Berichterstattung nach Art. 8 der Verordnung (EU) 

2020/85217 eingehalten werden. 

3) Wurde die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von mehr als 

einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durchge-

führt, so einigen sich diese auf die Ergebnisse der Prüfung der Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung und erstellen einen gemeinsamen Bericht und ein gemeinsames 

Prüfungsurteil. Bei Uneinigkeit gibt jeder Wirtschaftsprüfer bzw. jede Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft in einem gesonderten Absatz des Prüfungsvermerks zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung ein eigenes Prüfungsurteil ab und legt die 

Gründe für die Uneinigkeit dar. 

4) Der Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung ist vom Wirt-

schaftsprüfer, der die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, 

unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 

                                                      
17  Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 

Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2019/2088 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13). 
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5) Wird die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von einer Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft durchgeführt, so wird der Prüfungsvermerk zur Nach-

haltigkeitsberichterstattung zumindest von dem verantwortlichen Wirtschaftsprü-

fer, der die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung für die Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft durchgeführt hat, unterzeichnet. 

6) Sind mehr als ein Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft gleichzeitig beauftragt worden, so wird der Prüfungsvermerk zur Nachhal-

tigkeitsberichterstattung von allen Wirtschaftsprüfern oder zumindest von den 

Wirtschaftsprüfern, welche die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung für 

die jeweilige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durchgeführt haben, unterzeichnet. 

7) Der Bericht des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft zur konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung hat den Anforderungen 

nach Abs. 1 bis 6 zu entsprechen. 

Art. 201 Abs. 3a und 7 

3a) Eine für die Durchführung einer Abschlussprüfung im Sinne des Art. 1058 

Abs. 1 oder einer Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 1096k 

bestellte Revisionsstelle darf nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes abberufen 

werden. Meinungsverschiedenheiten über Bilanzierungsmethoden oder Prüfver-

fahren sind kein ausreichender Grund für eine Abberufung. Im Falle einer Abberu-

fung oder des Rücktritts einer Revisionsstelle sind die Verbandsperson und die Re-

visionsstelle verpflichtet, die Finanzmarktaufsicht (FMA) unter Angabe der Gründe 

hiervon in Kenntnis zu setzen. 

7) Bei der Abschlussprüfung oder einer Prüfung der Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung eines Unternehmens von öffentlichem Interesse können Anteilseigner, 
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die mindestens 5 % der Stimmrechte oder des Grundkapitals halten, oder die FMA 

die gerichtliche Abberufung des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft beantragen, sofern wichtige Gründe vorliegen; die Vorgaben nach 

Abs. 3a bleiben vorbehalten. 

Art. 347a Abs. 6 Bst. a bis e 

6) Unbeschadet der Verantwortung der Mitglieder des Verwaltungs- oder 

Aufsichtsorgans oder anderer Mitglieder, die von der Gesellschafter- oder Gene-

ralversammlung des geprüften Unternehmens bestellt werden, besteht die Auf-

gabe des Prüfungsausschusses unter anderem darin: 

a) das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan des geprüften Unternehmens über 

das Ergebnis der Abschlussprüfung und der Prüfung der Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung zu unterrichten und darzulegen, wie die Abschlussprüfung 

zur Integrität der Rechnungslegung und die Prüfung der Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung zur Integrität der Nachhaltigkeitsberichterstattung beige-

tragen hat, und welche Rolle er in diesem Prozess gespielt hat; 

b) den Rechnungslegungsprozess und den Nachhaltigkeitsberichterstattungs-

prozess, einschliesslich des Prozesses der elektronischen Berichterstattung 

nach Art. 1096h bzw. Art. 1121 Abs. 3d und des vom Unternehmen durch-

geführten Prozesses zur Ermittlung der Informationen, über die Bericht er-

stattet wurde, im Einklang mit den Standards für die Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung nach Art. 1096c Abs. 1, zu beobachten und Empfehlungen oder 

Vorschläge zur Gewährleistung von dessen Integrität zu unterbreiten; 

c) die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems und des Risikomanagement-

systems sowie gegebenenfalls der internen Revision des Unternehmens, die 

die Rechnungslegung und die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

des Unternehmens berühren, einschliesslich des Prozesses der 
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elektronischen Berichterstattung nach Art. 1096h bzw. Art. 1121 Abs. 3d, zu 

beobachten, ohne dass seine Unabhängigkeit verletzt wird; 

d) die Abschlussprüfung und die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

zu beobachten, insbesondere deren Leistung unter Berücksichtigung der Er-

kenntnisse und Schlussfolgerungen der FMA aus Qualitätssicherungsprüfun-

gen; 

e) die Unabhängigkeit der Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften nach den Art. 31 bis 36, 41 Abs. 2 bis 14, Art. 42, 45 und 47a des 

Wirtschaftsprüfergesetzes und insbesondere die Angemessenheit der für 

das geprüfte Unternehmen erbrachten Nichtprüfungsleistungen nach 

Art. 46 des Wirtschaftsprüfergesetzes zu überprüfen und zu beobachten; 

Art. 1064 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, Abs. 1a Ziff. 1 und 2 sowie Abs. 2 Ziff. 1 und 2 

1) Kleine Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei nachste-

henden Merkmale nicht überschreiten: 

1. 9.2 Millionen Schweizer Franken Bilanzsumme; 

2. 18.5 Millionen Schweizer Franken Nettoumsatzerlöse (Art. 1081) im dem Bi-

lanzstichtag vorangehenden Geschäftsjahr; 

1a) Als kleine Gesellschaften gelten auch Kleinstgesellschaften, die mindes-

tens zwei der drei nachstehenden Merkmale nicht überschreiten: 

1. 580 000 Schweizer Franken Bilanzsumme; 

2. 1 160 000 Schweizer Franken Nettoumsatzerlöse (Art. 1081) im dem Bilanz-

stichtag vorangehenden Geschäftsjahr; 
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2) Mittelgrosse Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei in 

Abs. 1 bezeichneten Merkmale überschreiten und mindestens zwei der drei nach-

stehenden Merkmale nicht überschreiten: 

1. 32.4 Millionen Schweizer Franken Bilanzsumme; 

2. 64.8 Millionen Schweizer Franken Nettoumsatzerlöse (Art. 1081) im dem Bi-

lanzstichtag vorangehenden Geschäftsjahr; 

Art. 1096 Abs. 3a 

3a) Grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 sowie kleine und 

mittelgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 iVm Art. 1138g 

Abs. 1 Bst. a, mit Ausnahme von Kleinstgesellschaften im Sinne von Art. 1064 

Abs. 1a, erstatten Bericht über Informationen über die wichtigsten immateriellen 

Ressourcen und erläutern, inwiefern das Geschäftsmodell des Unternehmens 

grundlegend von diesen Ressourcen abhängt und inwiefern diese Ressourcen eine 

Wertschöpfungsquelle für das Unternehmen darstellen. 

Art. 1096a Abs. 1 Ziff. 7 

1) Gesellschaften, deren Wertpapiere in einem EWR-Mitgliedstaat zum Han-

del an einem geregelten Markt im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21 der Richtlinie 

2014/65/EU zugelassen sind, haben einen Corporate Governance Bericht (Erklä-

rung zur Unternehmensführung) in ihren Jahresbericht aufzunehmen. Dieser Be-

richt hat einen gesonderten Abschnitt im Jahresbericht zu bilden und zumindest 

die folgenden Angaben zu enthalten: 

7. eine Beschreibung des Diversitätskonzepts, das im Zusammenhang mit den 

Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen der Gesellschaft in Bezug auf 

das Geschlecht sowie andere Aspekte wie beispielsweise Alter, 
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Behinderungen oder Bildungs- und Berufshintergrund verfolgt wird, der 

Ziele dieses Diversitätskonzepts sowie der Art und Weise der Umsetzung die-

ses Konzepts und der Ergebnisse im Berichtszeitraum. Wird ein derartiges 

Konzept nicht angewendet, wird in der Erklärung erläutert, warum dies der 

Fall ist. Bei Unternehmen, die den Vorschriften über die Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung nach Art. 1096b ff. unterliegen, wird davon ausgegangen, 

dass sie vorstehende Pflichten erfüllen, wenn sie die erforderlichen Angaben 

in ihre Nachhaltigkeitsberichterstattung aufnehmen und in ihrem Corporate 

Governance Bericht darauf verwiesen wird. 

Sachüberschrift vor Art. 1096b 

III. Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Art. 1096b 

1. Begriffe 

Im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen gelten als: 

1. "Nachhaltigkeitsaspekte": Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsfaktoren 

sowie Governance-Faktoren, einschliesslich Nachhaltigkeitsfaktoren, die 

sich auf Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange sowie die Achtung der 

Menschenrechte und die Bekämpfung von Korruption und Bestechung be-

ziehen; 

2. "Nachhaltigkeitsberichterstattung": die Berichterstattung über Informatio-

nen über Nachhaltigkeitsaspekte nach Art. 1096d bis 1096g und 1121; 

3. "wichtigste immaterielle Ressourcen": Ressourcen ohne physische Substanz, 

von denen das Geschäftsmodell des Unternehmens grundlegend abhängt 

und die eine Wertschöpfungsquelle für das Unternehmen darstellen. 
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Art. 1096c 

2. Anzuwendende Standards und Informationspflicht 

1) Bei der Berichterstattung über die in Art. 1096d und 1096e genannten 

Informationen haben die Gesellschaften die von der EU-Kommission im Einklang 

mit Art. 29b der Richtlinie 2013/34/EU auf dem Wege von delegierten Rechtsakten 

nach Art. 49 der Richtlinie 2013/34/EU angenommenen Standards für die Nach-

haltigkeitsberichterstattung anzuwenden. 

2) Die Unternehmensleitung hat die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter 

Ebene zu unterrichten und erörtert mit ihnen die einschlägigen Informationen und 

die Mittel zur Einholung und Überprüfung von Nachhaltigkeitsinformationen. Die 

Stellungnahme der Arbeitnehmervertreter wird gegebenenfalls den zuständigen 

Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorganen mitgeteilt. 

Art. 1096d 

3. Inhalt der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

1) Grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 sowie kleine und mit-

telgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 iVm Art. 1138g Abs. 1 

Bst. a, mit Ausnahme von Kleinstgesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1a, 

nehmen in den Jahresbericht Angaben auf, die für das Verständnis der Auswirkun-

gen der Tätigkeiten des Unternehmens auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Ver-

ständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Ge-

schäftsergebnis und Lage des Unternehmens erforderlich sind. Diese Angaben 

müssen im Jahresbericht in einem gesonderten Abschnitt klar erkennbar sein. 

2) Die in Abs. 1 genannten Informationen umfassen Folgendes: 
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1. eine kurze Beschreibung des Geschäftsmodells und der Strategie der Gesell-

schaft, einschliesslich Angaben über: 

a) die Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie der Gesell-

schaft gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten; 

b) die Chancen der Gesellschaft im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspek-

ten; 

c) die Art und Weise, einschliesslich Durchführungsmassnahmen und zugehö-

rigen Finanz- und Investitionsplänen, wie die Gesellschaft beabsichtigt si-

cherzustellen, dass ihr Geschäftsmodell und ihre Strategie mit dem Über-

gang zu einer nachhaltigen Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwär-

mung auf 1,5 °C im Einklang mit dem am 12. Dezember 2015 angenomme-

nen Übereinkommen von Paris im Rahmen des Rahmenübereinkommens 

der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (im Folgenden „Überein-

kommen von Paris“) vereinbar sind, und gegebenenfalls die Exposition der 

Gesellschaft gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und Gas; 

d) die Art und Weise, wie die Gesellschaft den Belangen ihrer Interessenträger 

und den Auswirkungen ihrer Tätigkeiten auf Nachhaltigkeitsaspekte in ihrem 

Geschäftsmodell und ihrer Strategie Rechnung trägt; 

e) die Art und Weise, wie die Strategie der Gesellschaft im Hinblick auf Nach-

haltigkeitsaspekte umgesetzt wird; 

2. eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich die Ge-

sellschaft gesetzt hat, gegebenenfalls einschliesslich der absoluten Ziele für 

die Verringerung der Treibhausgasemissionen mindestens für 2030 und 

2050, eine Beschreibung der Fortschritte, die die Gesellschaft im Hinblick auf 

die Erreichung dieser Ziele erzielt hat, und eine Erklärung, ob die auf 
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Umweltfaktoren bezogenen Ziele der Gesellschaft auf schlüssigen wissen-

schaftlichen Beweisen beruhen; 

3. eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsor-

gane im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie ihres Fachwis-

sens und ihrer Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihres Zu-

gangs zu solchem Fachwissen und solchen Fähigkeiten; 

4. eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltigkeit; 

5. Angaben über das Vorhandensein von mit Nachhaltigkeitsaspekten ver-

knüpften Anreizsystemen, die Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs- und 

Aufsichtsorgane angeboten werden; 

6. eine Beschreibung: 

a) des von der Gesellschaft mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte und gegebe-

nenfalls im Einklang mit den Anforderungen des EWR-Rechts für Unterneh-

men zur Durchführung eines Due-Diligence-Prozesses durchgeführten Due-

Diligence-Prozesses; 

b) der wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen, 

die mit der eigenen Geschäftstätigkeit der Gesellschaft und mit ihrer Wert-

schöpfungskette, einschliesslich ihrer Produkte und Dienstleistungen, ihrer 

Geschäftsbeziehungen und ihrer Lieferkette, verknüpft sind, der Massnah-

men zur Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen, und anderer 

negativer Auswirkungen, die die Gesellschaft gemäss anderen Anforderun-

gen des EWR-Rechts für Unternehmen zur Durchführung eines Due-Dili-

gence-Prozesses ermitteln muss; 

c) sämtlicher Massnahmen der Gesellschaft zur Verhinderung, Minderung, Be-

hebung oder Beendigung tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswir-

kungen und des Erfolgs dieser Massnahmen; 
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7. eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, denen die Gesellschaft im Zusam-

menhang mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, einschliesslich einer 

Beschreibung der wichtigsten Abhängigkeiten in diesem Bereich, und der 

Handhabung dieser Risiken durch die Gesellschaft; 

8. Indikatoren, die für die in den Ziff. 1 bis 7 genannten Offenlegungen relevant 

sind. 

3) Die Gesellschaft erstattet über den Prozess zur Ermittlung der nach Abs. 1 

in den Jahresbericht aufgenommenen Informationen Bericht. Die in Abs. 2 aufge-

führten Informationen umfassen gegebenenfalls Informationen über kurz-, mittel- 

und langfristige Zeiträume. 

Art. 1096e 

4. Gegebenenfalls zusätzlich aufzunehmende und wegzulassende Angaben 

1) Gegebenenfalls umfassen die in Art. 1096d genannten Informationen An-

gaben zur eigenen Geschäftstätigkeit der Gesellschaft und zu ihrer Wertschöp-

fungskette, einschliesslich Angaben zu ihren Produkten und Dienstleistungen, 

ihren Geschäftsbeziehungen und ihrer Lieferkette. 

2) Für die ersten drei Jahre nach der erstmaligen Anwendung der Vorschrif-

ten zur Nachhaltigkeitsberichterstattung und für den Fall, dass nicht alle erforder-

lichen Informationen über ihre Wertschöpfungskette verfügbar sind: 

1. erläutert die Gesellschaft, welche Anstrengungen unternommen wurden, 

um die erforderlichen Informationen über ihre Wertschöpfungskette zu er-

halten; 

2. begründet die Gesellschaft, warum nicht alle erforderlichen Informationen 

eingeholt werden konnten; und 
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3. erläutert die Gesellschaft ihre Pläne, um künftig die erforderlichen Informa-

tionen einzuholen. 

3) Gegebenenfalls umfassen die in Art. 1096d genannten Angaben auch Ver-

weise auf andere nach Art. 1096 in den Jahresbericht aufgenommene Angaben 

und zusätzliche Erläuterungen dazu sowie auf die in der Jahresrechnung ausgewie-

senen Beträge. 

4) Informationen über künftige Entwicklungen oder Belange, über die Ver-

handlungen geführt werden, können in Ausnahmefällen weggelassen werden, 

wenn eine solche Angabe nach der ordnungsgemäss begründeten Einschätzung 

der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane, die im Rahmen 

der ihnen übertragenen Zuständigkeiten handeln und gemeinsam für diese Ein-

schätzung zuständig sind, der Geschäftslage der Gesellschaft ernsthaft schaden 

würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Ge-

schäftsergebnisses und der Lage der Gesellschaft sowie der Auswirkungen ihrer 

Tätigkeit nicht verhindert. 

Art. 1096f 

5. Erleichterungen 

1) Abweichend von Art. 1096c Abs. 1, Art. 1096d Abs. 2 und Art. 1096e sowie 

unbeschadet des Art. 1096g können kleine und mittelgrosse Gesellschaften im 

Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 iVm Art. 1138g Abs. 1 Bst. a ihre Nachhaltigkeits-

berichterstattung auf folgende Informationen beschränken: 

1. eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie der Gesell-

schaft; 

2. eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltigkeit; 
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3. die wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen der 

Gesellschaft in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie sämtliche Massnah-

men zur Ermittlung, Überwachung, Verhinderung, Minderung oder Behe-

bung solcher tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen; 

4. die wichtigsten Risiken, denen die Gesellschaft im Zusammenhang mit Nach-

haltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, und die Handhabung dieser Risiken durch 

die Gesellschaft; 

5. Schlüsselindikatoren, die für die in den Ziff. 1 bis 4 genannten Offenlegungen 

erforderlich sind. 

2) Gesellschaften, die von der Ausnahmeregelung nach Abs. 1 Gebrauch ma-

chen, haben die von der EU-Kommission im Einklang mit Art. 29c der Richtlinie 

2013/34/EU auf dem Wege von delegierten Rechtsakten nach Art. 49 der Richtli-

nie 2013/34/EU für diese Gesellschaften angenommenen Standards für die Nach-

haltigkeitsberichterstattung anzuwenden. 

3) Für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2028 beginnen, können kleine 

und mittelgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 iVm 

Art. 1138g Abs. 1 Bst. a beschliessen, die in Art. 1096d Abs. 1 genannten Informa-

tionen nicht in ihren Jahresbericht aufzunehmen. In einem solchen Fall gibt die 

Gesellschaft jedoch in ihrem Jahresbericht kurz an, warum die Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung nicht vorgelegt wurde. 

4) Bei Gesellschaften, welche die Anforderungen von Art. 1096c Abs. 1, 

Art. 1096d und 1096e erfüllen, sowie bei Gesellschaften, die von der Ausnahmere-

gelung nach Abs. 1 Gebrauch machen, wird davon ausgegangen, dass sie die An-

forderung von Art. 1096 Abs. 3a erfüllen. 
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Art. 1096g 

6. Befreiung von Tochterunternehmen 

1) Ein Unternehmen, das ein Tochterunternehmen ist, wird vorbehaltlich 

Abs. 3 von den in Art. 1096c Abs. 1, Art. 1096d und 1096e festgelegten Pflichten 

befreit (im Folgenden „befreites Tochterunternehmen“), wenn: 

1. dieses Unternehmen und seine Tochterunternehmen in den konsolidierten 

Jahresbericht eines Mutterunternehmens einbezogen werden; und 

2. der in Ziff. 1 genannte konsolidierte Jahresbericht nach Massgabe von 

Art. 1121 erstellt wird. 

2) Ein Unternehmen, das Tochterunternehmen eines in einem Drittland nie-

dergelassenen Mutterunternehmens ist, wird vorbehaltlich Abs. 3 ebenfalls von 

den in Art. 1096c Abs. 1, Art. 1096d und 1096e festgelegten Pflichten befreit, 

wenn: 

1. dieses Unternehmen und seine Tochterunternehmen in die konsolidierte 

Nachhaltigkeitsberichterstattung dieses in einem Drittland niedergelasse-

nen Mutterunternehmens einbezogen werden; und 

2. die in Ziff. 1 genannte konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 

Massgabe der in Art. 1096c Abs. 1 festgelegten Standards für die Nachhal-

tigkeitsberichterstattung oder in einer Weise durchgeführt wird, die diesen 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in 

einem von der EU-Kommission nach Art. 23 Abs. 4 Unterabs. 3 der Richtlinie 

2004/109/EG18 erlassenen Durchführungsrechtsakt über die 

                                                      
18  Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur Har-

monisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wert-
papiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Änderung der Richtlinie 
2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38). 
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Gleichwertigkeit der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

festgestellt wurde. 

3) Die Befreiung nach Abs. 1 und 2 ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Der Jahresbericht des befreiten Tochterunternehmens enthält alle folgen-

den Informationen: 

a) Namen und Sitz des Mutterunternehmens, das über Informationen auf 

Gruppenebene nach den in Art. 1096c Abs. 1 festgelegten Standards für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise Bericht erstattet, die 

diesen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, 

was in einem von der EU-Kommission nach Art. 23 Abs. 4 Unterabs. 3 der 

Richtlinie 2004/109/EG erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleich-

wertigkeit der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festge-

stellt wurde; 

b) die Weblinks zum konsolidierten Jahresbericht des Mutterunternehmens 

oder gegebenenfalls zu der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung 

des Mutterunternehmens nach Abs. 1 und 2 und zum Urteil des Wirtschafts-

prüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach Art. 196b Abs. 2 

Bst. c oder nach Ziff. 2 dieses Absatzes; 

c) die Information, dass das Unternehmen von den in Art. 1096c Abs. 1, 

Art. 1096d und 1096e und festgelegten Pflichten befreit ist. 

2. Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so werden 

seine konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung und das Urteil des 

Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu dieser kon-

solidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Massgabe von Art. 1125 

veröffentlicht. 



42 

3. Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so werden 

die in Art. 8 der Verordnung (EU) 2020/852 festgelegten Offenlegungen über 

die Tätigkeiten des im EWR niedergelassenen befreiten Tochterunterneh-

mens und seiner Tochterunternehmen in den Jahresbericht des befreiten 

Tochterunternehmens oder in der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichter-

stattung des in einem Drittland niedergelassenen Mutterunternehmens auf-

genommen. 

4) Befreite Tochterunternehmen brauchen die in Abs. 3 Ziff. 1 genannten 

Informationen nicht offenzulegen, sofern sie den konsolidierten Jahresbericht ih-

res obersten Mutterunternehmens nach Massgabe von Art. 1125 offenlegen. 

5) Die Befreiung nach Abs. 1 bis 4 gilt auch für Unternehmen von öffentli-

chem Interesse im Sinne von Art. 1138g, die den Anforderungen für die Nachhal-

tigkeitsberichterstattung nach Art. 1096b ff. unterliegen, mit Ausnahme grosser 

Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3, bei denen es sich um Unternehmen 

von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1138g Abs. 1 Bst. a handelt. 

Art. 1096h 

7. Einheitliches elektronisches Berichtsformat 

Unternehmen, die den Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung nach Art. 1096b bis 1096g unterliegen, stellen ihren Jahresbericht in dem in 

Art. 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/81519 dargelegten einheitlichen 

elektronischen Berichtsformat auf und zeichnen ihre Nachhaltigkeitsberichtser-

stattung, einschliesslich der Angaben nach Art. 8 der Verordnung (EU) 2020/852, 

                                                      
19  Delegierte Verordnung (EU) 2018/815 der Kommission vom 17. Dezember 2018 zur Ergänzung der 

Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regu-
lierungsstandards für die Spezifikation eines einheitlichen elektronischen Berichtsformats (ABl. L 143 
vom 29.5.2019, S. 1). 
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gemäss dem in jener Delegierten Verordnung dargelegten elektronischen Be-

richtsformat aus. 

Art. 1096i 

8. Nachhaltigkeitsbericht von Tochterunternehmen eines obersten 

Mutterunternehmens und von Zweigniederlassungen eines Unternehmens aus 

Drittländern 

1) Ein Tochterunternehmen, dessen oberstes Mutterunternehmen dem 

Recht eines Drittlandes unterliegt, hat einen Nachhaltigkeitsbericht offenzulegen 

und zugänglich zu machen, der die in Art. 1096d Abs. 2 Ziff. 1 Bst. c bis e, Ziff. 2 bis 

6 und gegebenenfalls Ziff. 8 aufgeführten Informationen auf Gruppenebene dieses 

obersten Drittland-Mutterunternehmens enthält. Satz 1 ist nur von grossen Toch-

terunternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 sowie von kleinen und mittelgros-

sen Tochterunternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 iVm Art. 1138g 

Abs. 1 Bst. a, mit Ausnahme von Kleinstgesellschaften im Sinne von Art. 1064 

Abs.1a, anzuwenden. 

2) Eine Zweigniederlassung eines dem Recht eines Drittlandes unterliegen-

den Unternehmens, das entweder nicht Teil einer Gruppe ist oder auf oberster 

Ebene von einem Unternehmen gehalten wird, das nach dem Recht eines Drittlan-

des errichtet wurde, hat einen Nachhaltigkeitsbericht offenzulegen und zugäng-

lich zu machen, der die in Art. 1096d Abs. 2 Ziff. 1 Bst. c bis e, Ziff. 2 bis 6 und 

gegebenenfalls Ziff. 8 aufgeführten Informationen auf Gruppenebene oder, falls 

dies nicht zutrifft, auf Ebene des Drittlandunternehmens enthält. 

3) Abs. 2 ist nur anzuwenden, wenn das Drittlandunternehmen kein Toch-

terunternehmen im Sinne von Abs. 1 hat und die Zweigniederlassung im vorange-

gangenen Geschäftsjahr Nettoumsatzerlöse von mehr als 40 Millionen Euro erzielt 
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hat. Als Nettoumsatzerlöse gelten dabei die Erträge gemäss der Definition durch 

die bzw. im Sinne der Rechnungslegungsgrundsätze, auf deren Grundlage die Ab-

schlüsse des Unternehmens erstellt werden. 

4) Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gelten nur für die diesen Absätzen unterliegenden 

Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen, wenn das Drittlandunterneh-

men auf konsolidierter Ebene oder, falls dies nicht zutrifft, auf Gruppenebene in 

den beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahren im Europäischen Wirt-

schaftsraum Nettoumsatzerlöse von jeweils mehr als 150 Millionen Euro erzielt 

hat. Abs. 3 Satz 2 findet Anwendung. 

5) Der von einem Tochterunternehmen nach Abs. 1 oder einer Zweignieder-

lassung nach Abs. 2 übermittelte Nachhaltigkeitsbericht ist in Einklang mit den von 

der EU-Kommission nach Art. 40b der Richtlinie 2013/34/EU auf dem Wege von 

delegierten Rechtsakten nach Art. 49 der Richtlinie 2013/34/EU angenommenen 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung von solchen Tochterunterneh-

men und Zweigniederlassungen zu erstellen, durch die präzisiert wird, welche An-

gaben diese Nachhaltigkeitsberichte enthalten müssen. Abweichend von Satz 1 

kann ein Nachhaltigkeitsbericht nach Abs. 1 und 2 auch unter Anwendung der von 

der EU-Kommission nach Art. 29b der Richtlinie 2013/34/EU auf dem Wege von 

delegierten Rechtsakten nach Art. 49 der Richtlinie 2013/34/EU angenommenen 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise erstellt 

werden, die diesen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwer-

tig ist, was in einem von der EU-Kommission nach Art. 23 Abs. 4 Unterabs. 3 der 

Richtlinie 2004/109/EG erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertig-

keit der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde. 

6) Wenn die Informationen, die für die Erstellung eines Nachhaltigkeitsbe-

richts erforderlich sind, nicht vorliegen, fordert das Tochterunternehmen nach 
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Abs. 1 oder die Zweigniederlassung nach Abs. 2 das Drittlandunternehmen auf, 

ihm oder ihr alle für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderlichen 

Informationen zu übermitteln. 

7) Falls nicht alle erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt wer-

den, erstellt das Tochterunternehmen nach Abs. 1 oder die Zweigniederlassung 

nach Abs. 2 den in Abs. 1 und 2 genannten Nachhaltigkeitsbericht selbst und legt 

diesen offen; dieser hat alle in seinem bzw. ihrem Besitz befindlichen, erlangten 

oder erworbenen Informationen zu enthalten. In diesem Fall haben das betroffene 

Tochterunternehmen bzw. die betroffene Zweigniederlassung eine Erklärung ab-

zugeben, aus der hervorgeht, dass das Drittlandunternehmen die erforderlichen 

Informationen nicht bereitgestellt hat. 

8) Die Zweigniederlassungen von Drittlandunternehmen tragen die Verant-

wortung dafür, nach bestem Wissen und Vermögen sicherzustellen, dass ihr Nach-

haltigkeitsbericht nach den Vorschriften dieses Artikels erstellt und nach 

Art. 1123a offengelegt und zugänglich gemacht wird. 

9) Die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der die-

sem Artikel unterliegenden Tochterunternehmen tragen die gemeinsame Verant-

wortung dafür, nach bestem Wissen und Vermögen sicherzustellen, dass ihr Nach-

haltigkeitsbericht nach den Vorschriften dieses Artikels erstellt und nach 

Art. 1123a offengelegt und zugänglich gemacht wird. 
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Art. 1096k 

9. Prüfung 

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 1096b ff. ist von einem Wirt-

schaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unter Anwendung der 

Prüfungsstandards nach Art. 47c des Wirtschaftsprüfergesetzes zu überprüfen. 

Art. 1099 Abs. 2 Ziff. 2 

2) Der konsolidierte Geschäftsbericht eines Mutterunternehmens mit Sitz in 

einem EWR-Mitgliedstaat hat befreiende Wirkung, wenn 

2. der befreiende konsolidierte Geschäftsbericht nach dem für das den befrei-

enden konsolidierten Geschäftsbericht aufstellende Mutterunternehmen 

massgeblichen Recht, mit Ausnahme der in Art. 1121 Abs. 1 iVm Art. 1096b 

bis 1096e und 1096g sowie Art. 1121 Abs. 3a bis 3c festgelegten Anforde-

rungen, oder nach den gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 ange-

nommenen internationalen Rechnungslegungsstandards aufgestellt worden 

ist und 

Art. 1100 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 

2) Als befreiende konsolidierte Geschäftsberichte von Mutterunternehmen 

mit Sitz in einem Nicht-EWR-Mitgliedstaat nach Abs. 1 werden nur solche aner-

kannt, die unter Anwendung der nachstehenden Rechnungslegungsstandards auf-

gestellt wurden: 

1. nach dem Recht eines EWR-Mitgliedstaates, mit Ausnahme der in Art. 1121 

Abs. 1 iVm Art. 1096b bis 1096e und 1096g sowie Art. 1121 Abs. 3a bis 3c 

festgelegten Anforderungen; 
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2. nach Vorschriften, die dem Recht eines EWR-Mitgliedstaates gleichwertig 

sind, mit Ausnahme der in Art. 1121 Abs. 1 iVm Art. 1096b bis 1096e und 

1096g sowie Art. 1121 Abs. 3a bis 3c festgelegten Anforderungen; 

Art. 1101 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. a und b sowie Ziff. 2 Bst. a und b 

1) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, einen konsolidierten Ge-

schäftsbericht aufzustellen, befreit, wenn: 

1. am Bilanzstichtag seiner Jahresrechnung und am vorhergehenden Bilanz-

stichtag mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale zutreffen: 

a) die Bilanzsummen der Bilanzen des Mutterunternehmens und der Tochter-

unternehmen, die in die konsolidierte Jahresrechnung einzubeziehen wären, 

übersteigen insgesamt nicht 38.9 Millionen Schweizer Franken; 

b) die Nettoumsatzerlöse des Mutterunternehmens und der Tochterunterneh-

men, die in die konsolidierte Jahresrechnung einzubeziehen wären, über-

steigen im dem Bilanzstichtag vorangehenden Geschäftsjahr insgesamt nicht 

77.8 Millionen Schweizer Franken; 

2. am Bilanzstichtag einer von ihm aufzustellenden konsolidierten Jahresrech-

nung und am vorhergehenden Bilanzstichtag mindestens zwei der drei nach-

stehenden Merkmale zutreffen: 

a) die Bilanzsumme übersteigt nicht 32.4 Millionen Schweizer Franken; 

b) die Nettoumsatzerlöse im dem Bilanzstichtag vorangehenden Geschäftsjahr 

übersteigen nicht 64.8 Millionen Schweizer Franken; 

Art. 1121 Abs. 1 und 3a bis 3d 

1) Der konsolidierte Jahresbericht enthält zusätzlich zu den anderen in die-

sem Titel geforderten Informationen zumindest die Informationen nach Art. 1096 
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sowie, soweit anwendbar, Art. 1096a (Corporate Governance Bericht) und 

Art. 1096b bis 1096e und 1096g (Nachhaltigkeitsberichterstattung); er ist unter 

Beachtung der in diesen Bestimmungen dargelegten Anforderungen zu erstellen. 

Abs. 2 bis 4 bleiben vorbehalten. Bei der Erstellung des konsolidierten Jahresbe-

richts ist den wesentlichen Anpassungen, die sich aus den Besonderheiten des 

konsolidierten Jahresberichts im Vergleich zu einem Jahresbericht ergeben, der-

gestalt Rechnung zu tragen, dass die Beurteilung des Geschäftsverlaufs, des Ge-

schäftsergebnisses und der Lage der Gesamtheit der in die konsolidierte Jahres-

rechnung einbezogenen Unternehmen erleichtert wird. 

3a) Stellt das Bericht erstattende Unternehmen bei der konsolidierten Nach-

haltigkeitsberichterstattung nach Abs. 1 erhebliche Unterschiede zwischen den 

Risiken für die Gesamtheit der in die konsolidierte Jahresrechnung einbezogenen 

Unternehmen oder Auswirkungen dieser Gesamtheit und den Risiken für ein oder 

mehrere Tochterunternehmen oder Auswirkungen eines oder mehrerer Tochter-

unternehmen fest, so muss es gegebenenfalls ein hinreichendes Verständnis der 

Risiken für das betreffende bzw. die betreffenden Tochterunternehmen und Aus-

wirkungen des betreffenden Tochterunternehmens bzw. der betreffenden Toch-

terunternehmen vermitteln. Die Unternehmen geben an, welche in die Konsoli-

dierung einbezogenen Tochterunternehmen von der jährlichen oder konsolidier-

ten Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 1096g bzw. Abs. 1 iVm Art. 1096g 

befreit sind. 

3b) Wenn ein Mutterunternehmen die Anforderungen an die konsolidierte 

Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Abs. 1 und 3a erfüllt, wird davon ausgegan-

gen, dass es die Anforderungen von Art. 1096 Abs. 3a sowie Art. 1096b bis 1096e 

und 1096g erfüllt. 
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3c) Ist ein Unternehmen nach Art. 1096g von der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung befreit, gilt diese Befreiung auch für die Informationen nach Abs. 3a. 

3d) Unternehmen, die den Anforderungen an die konsolidierte Nachhaltig-

keitsberichterstattung nach Abs. 1 und 3a bis 3c unterliegen, stellen ihren konso-

lidierten Jahresbericht in dem in Art. 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 

dargelegten einheitlichen elektronischen Berichtsformat auf und zeichnen ihre 

konsolidierte Nachhaltigkeitsberichtserstattung, einschliesslich der Angaben nach 

Art. 8 der Verordnung (EU) 2020/852, gemäss dem in jener Delegierten Verord-

nung dargelegten elektronischen Berichtsformat aus. 

Art. 1123 Abs. 4 

4) Unternehmen, welche die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung nach Art. 1096b bis 1096g erfüllen müssen, haben den Jahresbericht im 

einheitlichen elektronischen Berichtsformat (Art. 1096h) zusammen mit dem Ur-

teil und der Erklärung des Wirtschaftsprüfers bzw. der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft nach Art. 196 Abs. 1 Bst. e und Art. 196b Abs. 2 Bst. c offenzulegen. Abs. 1 

findet keine Anwendung. 

Art. 1123a 

3. Nachhaltigkeitsbericht von Tochterunternehmen von obersten 

Mutterunternehmen und von Zweigniederlassungen von Unternehmen aus 

Drittländern 

1) Die Nachhaltigkeitsberichte nach Art. 1096i Abs. 1 und 2 sind zusammen 

mit einem Bestätigungsurteil offenzulegen, das von einer oder mehreren Perso-

nen oder Gesellschaften abgegeben wurde, die nach dem einzelstaatlichen Recht, 

das für das Drittlandunternehmen oder für einen EWR-Mitgliedstaat gilt, zur 
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Abgabe eines Urteils über die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

befugt ist bzw. sind. Falls das Drittlandunternehmen das Bestätigungsurteil nach 

Satz 1 nicht zur Verfügung stellt, gibt das Tochterunternehmen oder die Zweignie-

derlassung eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, dass das Drittlandunternehmen 

das erforderliche Bestätigungsurteil nicht bereitgestellt hat. 

2) Die Tochterunternehmen und Zweigniederlassungen nach Art. 1096i 

Abs. 1 und 2 legen ihren Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem Bestätigungs-

urteil und gegebenenfalls der in Art. 1096i Abs. 7 genannten Erklärung innerhalb 

von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, für das der 

Nachhaltigkeitsbericht erstellt wird, nach Massgabe von Abs. 3 offen. 

3) Der Nachhaltigkeitsbericht ist zusammen mit dem Bestätigungsurteil und 

gegebenenfalls der in Art. 1096i Abs. 7 genannten Erklärung der Öffentlichkeit in 

mindestens einer der Amtssprachen eines EWR-Mitgliedstaates spätestens zwölf 

Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, für das der Nachhaltigkeits-

bericht erstellt wird, auf der Internetseite des Tochterunternehmens oder der 

Zweigniederlassung nach Art. 1096i Abs. 1 und 2 kostenlos zugänglich zu machen. 

Art. 1125 Abs. 3 

3) Unternehmen, welche die Anforderungen an die konsolidierte Nachhal-

tigkeitsberichterstattung nach Art. 1121 Abs. 1 und 3a bis 3c erfüllen müssen, ha-

ben den konsolidierten Jahresbericht im einheitlichen elektronischen Berichtsfor-

mat (Art. 1121 Abs. 3d) zusammen mit dem Urteil und der Erklärung des Wirt-

schaftsprüfers bzw. der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach Art. 196 Abs. 1 

Bst. e und Art. 196b Abs. 2 Bst. c offenzulegen. Abs. 1 findet keine Anwendung. 
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Art. 1131 Abs. 1, 2 und 2a 

1) Für Banken und Wertpapierfirmen im Sinne von Art. 3 des Bankengeset-

zes gelten unabhängig von ihrer Rechtsform, soweit im Folgenden nichts anderes 

bestimmt ist, ausser den Vorschriften des 1. Abschnittes dieses Titels die Vorschrif-

ten des 2. Abschnittes dieses Titels für grosse Gesellschaften sowie Art. 10 des 

Bankengesetzes. Als Banken und Wertpapierfirmen im Sinne dieses Unterab-

schnittes gelten auch Mutterunternehmen, deren Zweck darin besteht, Beteili-

gungen an Tochterunternehmen zu erwerben sowie die Verwaltung und Verwer-

tung dieser Beteiligungen wahrzunehmen (Beteiligungsgesellschaften), sofern 

diese Tochterunternehmen überwiegend Banken, Wertpapierfirmen, E-Geld-

Institute oder Zahlungsinstitute sind; zur Beurteilung des Kriteriums "überwie-

gend" sind Art. 6 und 9 des Finanzkonglomeratsgesetzes sinngemäss anzuwenden. 

2) Art. 1051 Abs. 3 und 4, Art. 1057, 1064, 1065 Abs. 3, Art. 1067 Abs. 5 und 

6, Art. 1068, 1071, 1074 Abs. 1 Satz 2, Art. 1075 Abs. 2, Art. 1078 bis 1081, 1083, 

1086, 1090, 1091 Abs. 2 Ziff. 3, Art. 1092 Ziff. 1, 4, 8, 9 Bst. c und Ziff. 10 letzter 

Satz, Art. 1094 Abs. 2, Art. 1095, 1095a, 1096 Abs. 5 bis 7, Art. 1101, 1101a, 1122, 

1123 Abs. 1 bis 3, Art. 1124, 1125 Abs. 1 und 2, Art. 1126 bis 1128 und 1130 Abs. 2 

sind nicht anwendbar. 

2a) Für die Zwecke der Nachhaltigkeitsberichterstattung gilt für Banken und 

Wertpapierfirmen abweichend von Abs. 1 und 2 Folgendes: 

1. Die Grössenklassen nach Art. 1064 (kleine, mittelgrosse und grosse Gesell-

schaften) und Art. 1101 (grosse Gruppen) finden Anwendung. 

2. Wenn in den Vorschriften über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 

grossen, mittelgrossen oder kleinen Gesellschaften oder Unternehmen die 

Rede ist, sind damit immer auch die Banken und Wertpapierfirmen umfasst. 
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3. Als Nettoumsatzerlös gilt bei Banken und Wertpapierfirmen die Summe aus 

den Positionen „Zinsertrag“, „Laufende Erträge aus Wertpapieren“, „Ertrag 

aus dem Kommissions- und Dienstleistungsgeschäft“, „Erfolg aus Finanzge-

schäften“ und „Übriger ordentlicher Ertrag“ der Erfolgsrechnung. 

4. Art. 1096f darf nur von kleinen und nicht komplexen Instituten im Sinne von 

Art. 4 Abs. 1 Ziff. 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendet wer-

den. 

Art. 1137 Abs. 1 bis 3 

1) Für inländische Versicherungsunternehmen und ausländische Versiche-

rungsunternehmen, die nach Art. 117 Abs. 1 Bst. c des Versicherungsaufsichtsge-

setzes zur gesonderten Rechnungslegung über die inländische Geschäftstätigkeit 

verpflichtet sind, gelten unabhängig von ihrer Rechtsform, soweit im Folgenden 

nichts anderes bestimmt ist, ausser den Vorschriften des 1. Abschnittes dieses 

Titels die Vorschriften des 2. Abschnittes dieses Titels für grosse Gesellschaften 

sowie Art. 75 und 99 des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Als Versicherungsunter-

nehmen im Sinne dieses Unterabschnittes gelten auch Mutterunternehmen, de-

ren einziger Zweck oder überwiegender Zweck darin besteht, Beteiligungen an 

Tochterunternehmen zu erwerben sowie die Verwaltung und Verwertung dieser 

Beteiligungen wahrzunehmen (Beteiligungsgesellschaften), sofern diese Tochter-

unternehmen ausschliesslich oder überwiegend Versicherungsunternehmen sind. 

2) Art. 1051 Abs. 3 und 4, Art. 1057, 1064, 1065 Abs. 3, Art. 1067 Abs. 5 und 

6, Art. 1068, 1070, 1071, 1074 Abs. 1 Satz 2, Art. 1078 bis 1081, Art. 1092 Ziff. 4, 

Art. 1094 Abs. 2, Art. 1095, 1098, 1101, 1106 Abs. 2, Art. 1120 Abs. 1 Ziff. 3 und 

Abs. 2, Art. 1122 Abs. 3 und 4, Art. 1123 Abs. 1 bis 3, Art. 1125 Abs. 1 und 2, 

Art. 1126 bis 1128, 1130 Abs. 2 und Art. 1139 sind nicht anwendbar. Die Angaben 

nach Art. 1092 Ziff. 8 sind zu machen. 
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3) Für die Zwecke der Nachhaltigkeitsberichterstattung gilt für Versiche-

rungsunternehmen abweichend von Abs. 1 und 2 Folgendes: 

1. Die Grössenklassen nach Art. 1064 (kleine, mittelgrosse und grosse Gesell-

schaften) und Art. 1101 (grosse Gruppen) finden Anwendung. 

2. Wenn in den Vorschriften über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 

grossen, mittelgrossen oder kleinen Gesellschaften oder Unternehmen die 

Rede ist, sind damit immer auch die Versicherungsunternehmen umfasst. 

3. Als Nettoumsatzerlös gilt bei Versicherungsunternehmen der Betrag der Po-

sition „Gebuchte Bruttoprämien“ in der Erfolgsrechnung. 

4. Art. 1096f darf nur von firmeneigenen Versicherungsunternehmen im Sinne 

von Art. 10 Abs. 1 Ziff. 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes angewendet 

werden. 

Überschrift vor Art. 1138g 

4. Abschnitt 

Unternehmen von öffentlichem Interesse 

Überschrift vor Art. 1139 

5. Abschnitt 
Internationale Rechnungslegungsstandards 

Überschrift vor Art. 1140 

6. Abschnitt 
Ertragssteuerinformationsbericht 

Art. 1140 

A. Begriffe 
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1) Im Sinne dieses Abschnitts gelten als: 

1. "oberstes Mutterunternehmen": ein Unternehmen, das den konsolidierten 

Abschluss für den grössten Kreis von Unternehmen erstellt; 

2. "konsolidierter Abschluss": der von einem Mutterunternehmen einer Unter-

nehmensgruppe erstellte Abschluss, in dem die Vermögensgegenstände, die 

Verbindlichkeiten, das Eigenkapital, die Erträge und die Aufwendungen wie 

jene einer einzelnen wirtschaftlichen Einheit dargestellt werden; 

3. "Steuerhoheitsgebiet": ein Staat oder ein nichtstaatlichen Rechtsraum, der 

in Bezug auf die Ertragssteuer über Fiskalautonomie verfügt; 

4. "unverbundenes Unternehmen": ein Unternehmen, das nicht zu einer 

Gruppe gehört, welche das Mutterunternehmen und alle Tochterunterneh-

men umfasst. 

2) Für die Zwecke der Art. 1141 bis 1146 hat der Begriff "Umsatzerlöse" die-

selbe Bedeutung wie: 

1. "Nettoumsatzerlöse" für Unternehmen, die den Rechtsvorschriften eines 

EWR-Mitgliedstaates unterliegen und nicht die internationalen Rechnungs-

legungsstandards nach Art. 1139 anwenden; oder 

2. "Umsatzerlöse" nach der Definition durch die bzw. im Sinne der Rechnungs-

legungsgrundsätze, auf deren Grundlage Abschlüsse aufgestellt werden, für 

Unternehmen, die nicht den Rechtsvorschriften eines EWR-Mitgliedstaates 

unterliegen. 
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Sachüberschriften vor Art. 1141 

B. Berichterstattungspflichtete Unternehmen und Zweigniederlassungen; Inhalt, 

Offenlegung, Verantwortlichkeit und Prüfung 

I. Kreis der verpflichteten Unternehmen 

Art. 1141 

1. Oberste Mutterunternehmen und unverbundene Unternehmen 

1) Oberste Mutterunternehmen, sofern in den von ihnen nach Art. 1097 ff. 

erstellten konsolidierten Jahresrechnungen der beiden letzten aufeinander fol-

genden Geschäftsjahre die konsolidierten Umsatzerlöse für jedes dieser Jahre 

einen Betrag von 750 Millionen Euro übersteigen, haben einen Ertragssteuerinfor-

mationsbericht über das spätere dieser beiden letzten aufeinander folgenden Ge-

schäftsjahre zu erstellen, offenzulegen und zugänglich zu machen. 

2) Ein oberstes Mutterunternehmen ist nicht mehr zur Ertragssteuerbericht-

erstattung nach Abs. 1 verpflichtet, wenn die konsolidierten Umsatzerlöse auf-

grund der von ihnen nach Art. 1097 ff. erstellten konsolidierten Jahresrechnungen 

der beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre für jedes dieser beiden 

letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre einen Betrag von 750 Millionen 

Euro unterschreiten. 

3) Unverbundene Unternehmen, sofern in den von ihnen nach Art. 1063 ff. 

erstellten Jahresrechnungen der beiden letzten aufeinander folgenden Geschäfts-

jahre die Umsatzerlöse für jedes dieser Jahre einen Betrag von 750 Millionen Euro 

übersteigen, haben einen Ertragssteuerinformationsbericht über das spätere die-

ser beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre zu erstellen, offenzule-

gen und zugänglich zu machen. 
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4) Ein unverbundenes Unternehmen ist nicht mehr zur Ertragssteuerbericht-

erstattung nach Abs. 3 verpflichtet, wenn die Umsatzerlöse aufgrund der von ihm 

nach Art. 1063 ff. erstellten Jahresrechnungen der beiden letzten aufeinander fol-

genden Geschäftsjahre für jedes dieser beiden letzten aufeinander folgenden Ge-

schäftsjahre einen Betrag von 750 Millionen Euro unterschreiten. 

Art. 1142 

2. Ausnahmen 

1) Art. 1141 findet keine Anwendung auf unverbundene Unternehmen oder 

oberste Mutterunternehmen und deren verbundene Unternehmen, wenn diese 

Unternehmen, einschliesslich ihrer Zweigniederlassungen, ausschliesslich in Liech-

tenstein ihren Sitz haben und in keinem anderen Steuerhoheitsgebiet eine Nieder-

lassung oder feste Geschäftseinrichtungen oder eine dauerhafte Geschäftstätig-

keit haben. 

2) Art. 1141 findet keine Anwendung auf unverbundene Unternehmen und 

oberste Mutterunternehmen, wenn diese Unternehmen oder deren verbundene 

Unternehmen einen Bericht nach Art. 89 der Richtlinie 2013/36/EU20 offenlegen, 

der Angaben über ihre sämtlichen Tätigkeiten und, im Falle von obersten Mutter-

unternehmen, über sämtliche Tätigkeiten aller in den konsolidierten Abschluss 

einbezogenen verbundenen Unternehmen enthält. 

Art. 1143 

3. Mittelgrosse und grosse Tochterunternehmen mit obersten Mutterunterneh-

men aus Drittländern 

                                                      
20  Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang 

zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, 
zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 
2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013). 
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1) Mittelgrosse und grosse Tochterunternehmen nach Art. 1063 ff. mit Sitz 

in Liechtenstein, die von einem nicht den Rechtsvorschriften eines EWR-Mitglied-

staates unterliegenden obersten Mutterunternehmen kontrolliert werden, haben, 

sofern in der von ihm erstellten konsolidierten Jahresrechnung der beiden letzten 

aufeinander folgenden Geschäftsjahre die konsolidierten Umsatzerlöse für jedes 

dieser Jahre einen Betrag von 750 Millionen Euro übersteigen, den Ertragssteuer-

informationsbericht dieses obersten Mutterunternehmens über das spätere die-

ser beiden aufeinander folgenden Geschäftsjahre offenzulegen und zugänglich zu 

machen. 

2) Stehen die Angaben oder der Bericht nach Abs. 1 nicht zur Verfügung, so 

fordert das Tochterunternehmen sein oberstes Mutterunternehmen auf, ihm alle 

erforderlichen Angaben zur Verfügung zu stellen, damit es seine Verpflichtungen 

nach Abs. 1 erfüllen kann. Falls das oberste Mutterunternehmen nicht alle erfor-

derlichen Angaben zur Verfügung stellt, muss das Tochterunternehmen einen Er-

tragssteuerinformationsbericht mit allen Angaben, über die es verfügt bzw. die es 

erhalten oder eingeholt hat, und eine Erklärung, dass sein oberstes Mutterunter-

nehmen die erforderlichen Angaben nicht zur Verfügung gestellt hat, erstellen, of-

fenlegen und zugänglich machen. 

3) Mittelgrosse und grosse Tochterunternehmen sind nicht mehr zur Er-

tragssteuerberichterstattung nach Abs. 1 und 2 verpflichtet, wenn die konsolidier-

ten Umsatzerlöse des obersten Mutterunternehmens aufgrund der von ihm er-

stellten konsolidierten Jahresrechnungen der beiden letzten aufeinander folgen-

den Geschäftsjahre für jedes dieser Geschäftsjahre einen Betrag von 750 Millio-

nen Euro unterschreiten. 
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Art. 1144 

4. Zweigniederlassungen von Unternehmen aus Drittländern 

1) Zweigniederlassungen, die von einem nicht den Rechtsvorschriften eines 

EWR-Mitgliedstaates unterliegenden Unternehmen errichtet wurden, welches 

eine mit den Rechtsformen nach Art. 1063 vergleichbare Rechtsform aufweist, ha-

ben den Ertragssteuerinformationsbericht des obersten Mutterunternehmens 

oder unverbundenen Unternehmens über das spätere der beiden letzten aufei-

nander folgenden Geschäftsjahre offenzulegen und zugänglich zu machen, wenn 

die Voraussetzungen nach Abs. 4 und 6 Ziff. 1 erfüllt sind. 

2) Stehen die Angaben oder der Bericht nach Abs. 1 nicht zur Verfügung, so 

fordert bzw. fordern die zur Erfüllung der Formalitäten der Offenlegung nach 

Art. 1152 Abs. 2 bestimmte Person bzw. bestimmten Personen das in Abs. 6 Ziff. 1 

genannte oberste Mutterunternehmen oder das unverbundene Unternehmen 

auf, ihr bzw. ihnen alle zur Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderli-

chen Angaben zur Verfügung zu stellen. 

3) Werden nicht alle erforderlichen Angaben nach Abs. 2 zur Verfügung ge-

stellt, muss die Zweigniederlassung einen Ertragssteuerinformationsbericht mit 

allen Angaben, über die sie verfügt bzw. die sie erhalten oder eingeholt hat, und 

eine Erklärung, dass das oberste Mutterunternehmen oder das unverbundene Un-

ternehmen die erforderlichen Angaben nicht zur Verfügung gestellt hat, erstellen, 

offenlegen und zugänglich machen. 

4) Die Berichtspflichten nach Abs. 1 bis 3 gelten nur für Zweigniederlassun-

gen, deren Nettoumsatzerlöse für jedes der beiden letzten aufeinander folgenden 

Geschäftsjahre den Schwellenwert für Nettoumsatzerlöse nach Art. 1064 Abs. 1 

überschreiten. 
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5) Auf eine Zweigniederlassung, die den Berichtspflichten nach Abs. 1 bis 4 

unterliegt, finden diese Berichtspflichten jedoch nicht mehr Anwendung, sofern 

ihre Nettoumsatzerlöse für jedes der beiden letzten aufeinander folgenden Ge-

schäftsjahre den Schwellenwert für Nettoumsatzerlöse nach Art. 1064 Abs. 1 un-

terschreiten. 

6) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auf eine Zweigniederlassung nur 

anzuwenden, wenn folgende Kriterien erfüllt sind: 

1. Das Unternehmen, das die Zweigniederlassung errichtet hat, ist entweder 

ein verbundenes Unternehmen einer Gruppe, deren oberstes Mutterunter-

nehmen nicht den Rechtsvorschriften eines EWR-Mitgliedstaates unterliegt 

und in den von ihm erstellten konsolidierten Jahresrechnungen der beiden 

letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre die konsolidierten Umsatzer-

löse für jedes dieser Jahre einen Betrag von 750 Millionen Euro übersteigen, 

oder ein unverbundenes Unternehmen, in dessen Jahresrechnungen die 

Umsatzerlöse für jedes der beiden letzten vorhergehenden Geschäftsjahre 

einen Betrag von 750 Millionen Euro übersteigen. 

2. Das oberste Mutterunternehmen nach Ziff. 1 hat kein mittelgrosses oder 

grosses Tochterunternehmen im Sinne von Art. 1143. 

7) Eine Zweigniederlassung unterliegt den Berichtspflichten nach Abs. 1 bis 

4 nicht mehr, wenn das in Abs. 6 Ziff. 1 vorgesehene Kriterium in den beiden letz-

ten aufeinander folgenden Geschäftsjahren nicht mehr erfüllt worden ist. 

Art. 1145 

5. Befreiende Ertragssteuerinformationsberichte 

Art. 1143 und 1144 sind nicht anwendbar, wenn ein Ertragssteuerinformati-

onsbericht von einem obersten Mutterunternehmen oder einem unverbundenen 
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Unternehmen, das nicht den Rechtsvorschriften eines EWR-Mitgliedstaates unter-

liegt, in einer mit den Art. 1147 bis 1150 übereinstimmenden Weise erstellt wurde 

und die folgenden Kriterien erfüllt: 

1. Er wird der Öffentlichkeit kostenlos und in einem elektronischen Berichts-

format, das maschinenlesbar ist, in folgender Form zugänglich gemacht: 

a) auf der Internetseite dieses obersten Mutterunternehmens oder dieses un-

verbundenen Unternehmens; 

b) in mindestens einer in den EWR-Mitgliedstaaten verwendeten Amtssprache; 

c) spätestens zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, für 

das der Bericht erstellt wurde. 

2. Im Bericht werden der Name und der Sitz eines den Rechtsvorschriften eines 

EWR-Mitgliedstaates unterliegenden einzelnen Tochterunternehmens oder 

der Name und die Anschrift einer den Rechtsvorschriften eines EWR-Mit-

gliedstaates unterliegenden einzelnen Zweigniederlassung angegeben, das 

bzw. die einen Bericht nach Art. 1151 Abs. 1 offengelegt hat. 

Art. 1146 

6. Umgehung der Berichtspflicht 

Unterliegen Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen nicht den 

Art. 1143 und 1144, dienen sie aber keinem anderen Zweck als dem, die in diesem 

Abschnitt festgelegten Berichtspflichten zu umgehen, sind sie trotzdem verpflich-

tet, einen Ertragssteuerinformationsbericht offenzulegen und zugänglich zu ma-

chen. 
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Sachüberschrift vor Art. 1147 

II. Inhalt des Ertragssteuerinformationsberichts 

Art. 1147 

1. Erforderliche Angaben 

1) Der nach Art. 1141 bis 1146 zu erstellende Ertragssteuerinformationsbe-

richt enthält Angaben über sämtliche Tätigkeiten des unverbundenen Unterneh-

mens oder des obersten Mutterunternehmens, darunter auch über die Tätigkei-

ten aller in den konsolidierten Abschluss für das betreffende Geschäftsjahr einbe-

zogenen verbundenen Unternehmen. 

2) Die Angaben nach Abs. 1 enthalten Folgendes: 

1. den Namen des obersten Mutterunternehmens oder des unverbundenen 

Unternehmens, das betreffende Geschäftsjahr, die in dem Bericht verwen-

dete Währung sowie gegebenenfalls eine Liste aller Tochterunternehmen, 

die in den konsolidierten Abschluss des obersten Mutterunternehmens für 

das betreffende Geschäftsjahr einbezogen und in den EWR-Mitgliedstaaten 

oder in den von der Regierung unter Berücksichtigung von Art. 48c Abs. 2 

Bst. a der Richtlinie 2013/34/EU mit Verordnung bestimmten Steuerhoheits-

gebieten niedergelassen sind; 

2. eine kurze Beschreibung der Art ihrer Tätigkeiten; 

3. die Zahl der Beschäftigten in Vollzeitäquivalenten; 

4. Erträge, zu denen Folgendes zählt: 

a) die Summe der folgenden Positionen der Erfolgsrechnung nach Art. 1079 

bzw. 1080: Nettoumsatzerlöse, sonstige betriebliche Erträge, Erträge aus Be-

teiligungen mit Ausnahme der von verbundenen Unternehmen erhaltenen 
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Dividenden, Erträge aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen des An-

lagevermögens, sonstige Zinsen und ähnlichen Erträge; oder 

b) die Erträge nach der Definition durch die Rechnungslegungsgrundsätze, auf 

deren Grundlage die Jahresrechnungen aufgestellt werden; hiervon ausge-

nommen sind Wertberichtigungen und von verbundenen Unternehmen er-

haltene Dividenden; 

5. den Betrag des Jahresgewinns oder Jahresverlusts vor Ertragssteuern; 

6. den Betrag der noch zu zahlenden Ertragssteuer für das betreffende Ge-

schäftsjahr, der auf Grundlage der laufenden Steueraufwendungen auf zu 

versteuernde Gewinne oder Verluste im betreffenden Geschäftsjahr von Un-

ternehmen und Zweigniederlassungen im jeweiligen Steuerhoheitsgebiet 

berechnet wird; 

7. den Betrag der gezahlten Ertragssteuer auf Kassenbasis, der auf Grundlage 

des Betrags der im betreffenden Geschäftsjahr von Unternehmen und 

Zweigniederlassungen im jeweiligen Steuerhoheitsgebiet entrichteten Er-

tragssteuern berechnet wird; und 

8. den Betrag der einbehaltenen Gewinne am Ende des betreffenden Ge-

schäftsjahres. 

3) Für Abs. 2 Ziff. 4, 6, 7 und 8 gelten folgende Präzisierungen: 

1. die Erträge im Sinne von Abs. 2 Ziff. 4 umfassen auch Transaktionen mit na-

hestehenden Unternehmen und Personen; 

2. die laufenden Steueraufwendungen im Sinne von Abs. 2 Ziff. 6 beziehen sich 

nur auf die Tätigkeiten eines Unternehmens im betreffenden Geschäftsjahr 

und beinhalten keine latenten Steuern oder Rückstellungen für ungewisse 

Steuerverbindlichkeiten; 
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3. bereits gezahlte Steuern im Sinne von Abs. 2 Ziff. 7 umfassen Quellensteu-

ern, die von anderen Unternehmen in Bezug auf Zahlungen an Unternehmen 

und Zweigniederlassungen innerhalb einer Gruppe entrichtet wurden; 

4. die einbehaltenen Gewinne im Sinne von Abs. 2 Ziff. 8 bezeichnen die 

Summe der Gewinne vergangener Geschäftsjahre und des betreffenden Ge-

schäftsjahrs, für die noch keine Gewinnausschüttung beschlossen wurde. In 

Bezug auf Zweigniederlassungen sind die einbehaltenen Gewinne diejenigen 

des Unternehmens, welches die Zweigniederlassung errichtet hat. 

4) Die Angaben nach Abs. 2 dürfen auch auf Grundlage der Berichterstat-

tungsvorschriften nach der CbC-Gesetzgebung gemacht werden. 

Art. 1148 

2. Aufgliederung und Zuordnung der Angaben 

1) Die Angaben nach Art. 1147 sind unter Verwendung eines gemeinsamen 

Musters und maschinenlesbarer Formate zu machen; die EU-Kommission legt das 

Muster und die Formate in Durchführungsrechtsakten zur Richtlinie 2013/34/EU 

fest. 

2) Im Ertragssteuerinformationsbericht sind die in Art. 1147 genannten An-

gaben für jeden EWR-Mitgliedstaat getrennt auszuweisen. Umfasst ein EWR-Mit-

gliedstaat mehrere Steuerhoheitsgebiete, werden die Angaben auf der Ebene des 

EWR-Mitgliedstaates zusammengeführt. 

3) Der Ertragssteuerinformationsbericht weist die in Art. 1147 genannten 

Angaben auch getrennt für jedes Steuerhoheitsgebiet aus, das am 1. März des Ge-

schäftsjahres, für das der Bericht erstellt werden muss, als von der Regierung un-

ter Berücksichtigung von Art. 48c Abs. 5 Unterabs. 2 Teilsatz 1 der Richtlinie 



64 

2013/34/EU mit Verordnung bestimmtes Steuerhoheitsgebiet gilt, und stellt diese 

Angaben für jedes Steuerhoheitsgebiet getrennt zur Verfügung, das am 1. März 

des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt werden muss, und am 1. März des 

vorangehenden Geschäftsjahres als von der Regierung unter Berücksichtigung von 

Art. 48c Abs. 5 Unterabs. 2 Teilsatz 2 der Richtlinie 2013/34/EU mit Verordnung 

bestimmtes Steuerhoheitsgebiet gegolten hat. 

4) Der Ertragssteuerinformationsbericht weist die in Art. 1147 genannten 

Angaben auch für andere Steuerhoheitsgebiete als solche nach Abs. 3 auf aggre-

gierter Basis aus. 

5) Die Zuordnung der Angaben zu den jeweiligen einzelnen Steuerhoheits-

gebieten erfolgt auf der Grundlage einer Niederlassung, des Bestehens einer fes-

ten Geschäftseinrichtung oder einer dauerhaften Geschäftstätigkeit, die im betref-

fenden Steuerhoheitsgebiet aufgrund der Tätigkeiten der Gruppe oder des unver-

bundenen Unternehmens der Ertragssteuer unterliegen kann. 

6) Können die Tätigkeiten mehrerer verbundener Unternehmen in einem 

einzelnen Steuerhoheitsgebiet der Ertragssteuer unterliegen, entsprechen die die-

sem Steuerhoheitsgebiet zugeordneten Angaben der Summe der Angaben über 

die Tätigkeiten jedes einzelnen verbundenen Unternehmens und deren Zweignie-

derlassungen im betreffenden Steuerhoheitsgebiet. 

7) Angaben über eine bestimmte Tätigkeit werden nicht gleichzeitig mehr 

als einem Steuerhoheitsgebiet zugeordnet. 
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Art. 1149 

3. Voraussetzungen für das Weglassen von Angaben 

1) Eine oder mehrere spezifische Angaben, die nach Massgabe von Art. 1147 

zu machen sind, dürfen zeitweise nicht in den Ertragssteuerinformationsbericht 

aufgenommen werden, wenn ihre Offenlegung der Marktstellung der Unterneh-

men, auf die der Bericht sich bezieht, einen erheblichen Nachteil zufügen würde. 

Jegliche Nichtaufnahme solcher Angaben ist im Bericht zusammen mit einer ge-

bührenden Begründung der Nichtaufnahme klar und deutlich anzugeben. 

2) Alle Angaben, die nach Abs. 1 nicht aufgenommen wurden, sind spätes-

tens fünf Jahre nach der ursprünglichen Nichtaufnahme in einem späteren Ertrags-

steuerinformationsbericht offenzulegen. 

3) Die Angaben über die nach Massgabe von Art. 1148 Abs. 3 von der Regie-

rung mit Verordnung bestimmten Steuerhoheitsgebiete dürfen nie ausgespart 

werden. 

Art. 1150 

4. Währung, Währungsumrechnung und verwendetes Berichtsformat 

1) Der Ertragssteuerinformationsbericht kann, gegebenenfalls auf Gruppen-

ebene, eine Gesamtschilderung enthalten, in der etwaige wesentliche Diskrepan-

zen zwischen den nach Art. 1147 Abs. 2 Ziff. 7 und 8 angegebenen Beträgen gege-

benenfalls unter Berücksichtigung der entsprechenden Beträge für vorangehende 

Geschäftsjahre erläutert werden. 

2) Die im Ertragssteuerinformationsbericht verwendete Währung entspricht 

der Währung, in der der konsolidierte Abschluss des obersten 
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Mutterunternehmens oder der Jahresabschluss des unverbundenen Unterneh-

mens aufgestellt wird. Der Bericht ist in der im Abschluss verwendeten Währung 

offenzulegen. 

3) Im Fall von Art. 1143 Abs. 2 entspricht die im Ertragssteuerinformations-

bericht verwendete Währung jedoch der Währung, in der das Tochterunterneh-

men seine Jahresrechnungen offenlegt. 

4) Die Schwellenwerte nach Art. 1143 und 1144 werden zum Wechselkurs 

vom 21. Dezember 2021 in die Landeswährung aller massgeblichen Drittländer 

umgerechnet und auf das nächste Tausend gerundet. 

5) Im Ertragssteuerinformationsbericht ist anzugeben, ob er nach Art. 1147 

Abs. 2 oder 4 erstellt wurde. 

Art. 1151 

III. Offenlegung und Zugänglichkeit des Ertragssteuerinformationsberichts 

1) Der Ertragssteuerinformationsbericht und die Erklärung nach Art. 1144 

Abs. 3 sind binnen zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, 

für das der Bericht erstellt wird, offenzulegen. 

2) Der Ertragssteuerinformationsbericht und die Erklärung nach Art. 1144 

Abs. 3 sind der Öffentlichkeit in mindestens einer der Amtssprachen der EWR-Mit-

gliedstaaten spätestens zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjah-

res, für das der Bericht erstellt wird, kostenlos zugänglich zu machen, und zwar auf 

der Internetseite: 

1. des Unternehmens, sofern Art. 1141 anwendbar ist; 
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2. des Tochterunternehmens oder eines verbundenen Unternehmens, sofern 

Art. 1143 anwendbar ist; oder 

3. der Zweigniederlassung oder des Unternehmens, das die Zweigniederlas-

sung errichtet hat, oder eines verbundenen Unternehmens, sofern Art. 1144 

anwendbar ist. 

3) Der in Art. 1141 und 1143 bis 1146 genannte Bericht und gegebenenfalls 

die Erklärung, auf die in Art. 1143 Abs. 2 und Art. 1144 Abs. 3 Bezug genommen 

wird, bleiben mindestens fünf Jahre in Folge auf der betreffenden Internetseite 

zugänglich. 

Art. 1152 

IV. Verantwortlichkeit für die Erstellung, Offenlegung und Zugänglichmachung 

des Ertragssteuerinformationsberichts 

1) Die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der obers-

ten Mutterunternehmen oder unverbundenen Unternehmen nach Art. 1141 tra-

gen im Rahmen der ihnen durch Gesetz übertragenen Zuständigkeiten die gemein-

same Verantwortung dafür, sicherzustellen, dass der Ertragssteuerinformations-

bericht nach Art. 1141 bis 1151 erstellt, offenlegt und zugänglich gemacht wird. 

2) Die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der in 

Art. 1143 genannten Tochterunternehmen, die die Formalitäten der Offenlegung 

für die Zweigniederlassungen nach Art. 1144 erfüllen, tragen im Rahmen der ihnen 

durch Gesetz übertragenen Zuständigkeiten die gemeinsame Verantwortung da-

für, nach ihrem besten Wissen und Vermögen sicherzustellen, dass der Ertrags-

steuerinformationsbericht wie jeweils einschlägig in einer mit den Art. 1141 bis 

1150 übereinstimmenden Weise oder gemäss den genannten Artikeln erstellt und 

nach Massgabe von Art. 1151 offengelegt und zugänglich gemacht wird. 
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Art. 1153 

V. Erklärung des Wirtschaftsprüfers 

In den Fällen, in denen der Geschäftsbericht eines dem Recht eines EWR-

Mitgliedstaates unterliegenden Unternehmens durch einen oder mehrere Wirt-

schaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft werden muss, ist im 

Prüfungsvermerk anzugeben, ob für das Geschäftsjahr, das dem Geschäftsjahr vo-

rausging, für das die der Prüfung unterzogenen Geschäftsberichte aufgestellt wur-

den, das Unternehmen nach Art. 1141 bis 1146 verpflichtet war, einen Ertrags-

steuerinformationsbericht offenzulegen, und, falls dies zutrifft, ob der genannte 

Bericht nach Massgabe von Art. 1151 offengelegt wurde. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender EWR-Rechtsvorschriften:  

a) Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und 

der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (ABl. L 322 vom 

16.12.2022, S. 15); 

b) Richtlinie (EU) 2021/2101 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf 

die Offenlegung von Ertragssteuerinformationen durch bestimmte Unter-

nehmen und Zweigniederlassungen (ABl. L 429 vom 1.12.2021, S. 1); 

c) Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775 der Kommission vom 17. Oktober 2023 

zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und 
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des Rates durch Anpassung der Grössenkriterien für Kleinstunternehmen 

und für kleine, mittlere und grosse Unternehmen oder Gruppen (ABl. 

L 2023/2775 vom 21.12.2023). 

III. 

Übergangsbestimmungen 

1) Tochterunternehmen, die der Nachhaltigkeitsberichterstattung auf Ein-

zel- oder auf Gruppenbasis unterliegen und deren Mutterunternehmen seinen Sitz 

in einem Drittland hat, dürfen bis zum 6. Januar 2030 eine konsolidierte Nachhal-

tigkeitsberichterstattung nach den Anforderungen der konsolidierten Nachhaltig-

keitsberichterstattung (Art. 1121) erstellen, die alle EWR-Tochterunternehmen 

dieses Mutterunternehmens einschliesst, die den Vorschriften über die Nachhal-

tigkeitsberichterstattung (Art. 1096b ff. oder Art. 1121) unterliegen. 

2) Die konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Abs. 1 darf bis 

zum 6. Januar 2030 die in Art. 8 der Verordnung (EU) 2020/852 festgelegten Of-

fenlegungen enthalten, die sich auf die Tätigkeiten aller EWR-Tochterunterneh-

men des in Abs. 1 genannten Mutterunternehmens beziehen, die den Vorschriften 

über die Nachhaltigkeitsberichterstattung (Art. 1096b ff. oder Art. 1121) unterlie-

gen. 

3) Bei dem Tochterunternehmen nach Abs. 1 und 2 muss es sich um eines 

der EWR-Tochterunternehmen der Gruppe handeln, die – gegebenenfalls auf kon-

solidierter Basis – in mindestens einem der fünf vorangegangenen Geschäftsjahre 

im Europäischen Wirtschaftsraum die grössten Umsatzerlöse erzielt hat. 
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4) Die konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Abs. 1 und 2 wird 

im Einklang mit Art. 1123 offengelegt. 

5) Für die Zwecke der in Art. 1096g und 1121 vorgesehenen Befreiung gilt 

die Berichterstattung nach Abs. 1 und 2 als Berichterstattung eines Mutterunter-

nehmens auf Gruppenebene in Bezug auf die in die Konsolidierung einbezogenen 

Unternehmen. Die Berichterstattung nach Abs. 2 gilt als Erfüllung der Bedingun-

gen nach Art. 1096g Abs. 3 Bst. c Ziff. 3 bzw. Art. 1121 iVm Art. 1096g Abs. 3 Bst. c 

Ziff. 3. 

IV. 

Inkrafttreten und Anwendbarkeit 

1) Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am 1. Juli 2024 in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung. 

2) Die Vorschriften über die Nachhaltigkeitsberichterstattung und konsoli-

dierte Nachhaltigkeitsberichterstattung sind erstmals anwendbar auf Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen für: 

a) grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3, bei denen es sich um 

Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1138g Abs. 1 

handelt und die am Bilanzstichtag die durchschnittliche Zahl von 500 wäh-

rend des Geschäftsjahres Beschäftigten überschreiten; 

b) Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1138g Abs. 1, bei 

denen es sich um Mutterunternehmen einer grossen Gruppe handelt, die 

nach Art. 1101 Abs. 1 verpflichtet sind, einen konsolidierten Geschäftsbe-

richt zu erstellen und die am Bilanzstichtag auf konsolidierter Basis die 
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durchschnittliche Zahl von 500 während des Geschäftsjahres Beschäftigten 

überschreiten. 

3) Die Vorschriften über die Nachhaltigkeitsberichterstattung und konsoli-

dierte Nachhaltigkeitsberichterstattung sind erstmals anwendbar auf Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2025 beginnen für: 

a) grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3, die nicht unter Abs. 2 

Bst. a fallen; 

b) Mutterunternehmen einer grossen Gruppe, die nach Art. 1101 Abs. 1 ver-

pflichtet sind, einen konsolidierten Geschäftsbericht zu erstellen, und die 

nicht unter Abs. 2 Bst. b fallen. 

4) Die Vorschriften zur Nachhaltigkeitsberichterstattung und zur konsolidier-

ten Nachhaltigkeitsberichterstattung sind erstmals anwendbar auf Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen für: 

a) kleine und mittelgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2, 

bei denen es sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von 

Art. 1138g Abs. 1 Bst. a handelt, mit Ausnahme von Kleinstgesellschaften im 

Sinne von Art. 1064 Abs. 1a; 

b) kleine und nicht komplexe Institute nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 145 der Verord-

nung (EU) Nr. 575/2013, sofern sie: 

1. grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 sind; oder 

2. kleine und mittelgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2, 

die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1138 Abs. 1 

Bst. a sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von 

Art. 1064 Abs. 1a handelt; 
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c) firmeneigene Versicherungsunternehmen im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Ziff. 

13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, sofern es sich handelt um: 

1. grosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 3; oder 

2. kleine und mittelgrosse Gesellschaften im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2, 

die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1138g Abs. 1 

Bst. a sind und bei denen es sich nicht um Kleinstgesellschaften im Sinne von 

Art. 1064 Abs. 1a handelt. 

5) Die Vorschriften über die Nachhaltigkeitsberichterstattung und konsoli-

dierte Nachhaltigkeitsberichterstattung sind erstmals anwendbar auf Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2028 beginnen für: 

a) Tochterunternehmen, deren oberstes Mutterunternehmen seinen Sitz in 

einem Drittland hat (Art. 1096i); und 

b) Zweigniederlassungen eines in einem Drittland ansässigen Unternehmens 

(Art. 1096i). 

6) Die Vorschriften über die Ertragssteuerberichterstattung (Art. 1140 bis 

1153) sind erstmals anwendbar auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem Tag des 

Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend 

die Übernahme der Richtlinie (EU) 2021/2101 beginnen. 

7) Art. 1064 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, Abs. 1a Ziff. 1 und 2 sowie Abs. 2 Ziff. 1 und 

2 und Art. 1101 Abs. 1 Ziff. 1 Bst. a und b sowie Ziff. 2 Bst. a und b sind erstmals 

anwendbar auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen. 
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2. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES WIRTSCHAFTSPRÜFERGESETZES 

Gesetz 

vom ... 

über die Abänderung des Wirtschaftsprüfergesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Wirtschaftsprüfergesetz (WPG) vom 5. Dezember 2018, LGBl. 2019 

Nr. 17, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 2 Bst. a Ziff. 4 und Bst. c 

Diesem Gesetz unterstehen natürliche und juristische Personen, die als Wirt-

schaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geschäftsmässig folgende Tä-

tigkeiten ausüben: 

a) Durchführung betriebswirtschaftlicher Prüfungen, insbesondere: 

4. Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung; 

c) Durchführung sonstiger gesetzlicher Prüfungen. 
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Art. 3 Abs. 1 Ziff. 8, 11, 14 und 16 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

8. „Konzernabschlussprüfer“: der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, der bzw. die die Abschlussprüfung konsolidierter Jahres-

rechnungen bzw. die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durch-

führt; 

11. „Drittlandsprüfer“: eine natürliche oder juristische Person, die Abschluss-

prüfungen bzw. Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung bei Unter-

nehmen durchführt, deren Sitz nicht in einem EWRA‐Vertragsstaat oder der 

Schweiz belegen ist und die nicht in einem EWRA‐Vertragsstaat oder der 

Schweiz als Abschlussprüfer bzw. Prüfer der Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung zugelassen ist; 

14. „verantwortlicher Prüfungspartner“: ein nach diesem Gesetz bewilligter 

Wirtschaftsprüfer, der: 

a) den Bericht im Sinne von Art. 196 und 196b des Personen‐ und Gesellschafts-

rechts unterzeichnet; 

b) von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als für die Auftragsabwicklung 

einer Abschluss‐ oder Konzernabschlussprüfung bzw. einer Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung vorrangig verantwortlich bestimmt wor-

den ist; 

c) von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als für die Auftragsabwicklung 

einer Konzernabschlussprüfung bzw. einer Prüfung der Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung auf der Ebene bedeutender Tochtergesellschaften vorrangig 

verantwortlich bestimmt worden ist; 
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16. „Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung“: die Prüfung der Nachhaltig-

keitsberichterstattung nach Art. 1096k des Personen- und Gesellschafts-

rechts. 

Art. 8 Abs. 2 Bst. a und b 

2) Die praktische Betätigung nach Abs. 1 hat drei Jahre zu dauern, wobei da-

von: 

a) mindestens zwei Drittel bei einem in einem EWRA‐Vertragsstaat zugelasse-

nen Wirtschaftsprüfer oder einer zugelassenen Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft oder bei einem von der eidgenössischen Revisionsaufsichtsbehörde 

zugelassenen Revisionsexperten bzw. einem zugelassenen staatlich beauf-

sichtigten Revisionsunternehmen absolviert werden müssen; und 

b) mindestens acht Monate bei einem in einem EWRA-Vertragsstaat oder der 

Schweiz zugelassenen Prüfer für Nachhaltigkeitsberichterstattungen absol-

viert werden müssen. 

Art. 19 Abs. 1 Bst. g und Abs. 2 Bst. l 

1) Der Eintrag von Wirtschaftsprüfern enthält folgende Angaben: 

g) gegebenenfalls Registrierungen bei den zuständigen Behörden anderer 

EWRA‐Vertragsstaaten, der Schweiz oder von Drittländern, einschliesslich 

der Namen und der Adressen der Zulassungsbehörden und der Registernum-

mern; 

2) Der Eintrag von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften enthält folgende An-

gaben: 
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l) gegebenenfalls Registrierungen bei den zuständigen Behörden anderer 

EWRA‐Vertragsstaaten, der Schweiz oder von Drittländern, einschliesslich 

der Namen und der Adressen der Zulassungsbehörden und der Registernum-

mern; 

Art. 25 Abs. 2 

2) Betriebswirtschaftliche Prüfungen sind unter Beachtung der Prüfungs-

standards nach Art. 38, 47c sowie 49 Abs. 2 und 3, der von der Wirtschaftsprüfer-

Vereinigung erlassenen Prüfungsstandards sowie der von der FMA hierzu erlasse-

nen Richtlinien durchzuführen. 

Art. 27 Abs. 4 Einleitungssatz 

4) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften haben der FMA 

jährlich bis zum 30. September über den aktuellen Bestand der Abschlussprü-

fungsmandate sowie der Prüfungsmandate für die Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung Meldung zu erstatten. Die Meldung hat je Prüfungsauftrag folgende Angaben 

zu enthalten: 

Überschrift vor Art. 47a 

Cbis. Besondere Bestimmungen für die Durchführung von Prüfungen der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Art. 47a 

Anwendbares Recht 

1) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, finden auf die Durch-

führung von Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung die Art. 31 bis 37 und 
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39 bis 43 und – bei Unternehmen von öffentlichem Interesse - zusätzlich Art. 44 

und 45, 46 Abs. 1 Bst. a bis e und Abs. 2 sowie Art. 47 sinngemäss Anwendung. 

2) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und jedes Mit-

glied eines Netzwerks, dem der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft angehört, dürfen bei Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

von Unternehmen von öffentlichem Interesse, sofern diese nicht Abschlussprüfer 

dieser Unternehmen sind, über die in Art. 46 Abs. 1 Bst. a bis e bezeichneten Leis-

tungen hinaus folgende Leistungen erbringen: 

a) Steuerberatungsleistungen im Zusammenhang mit Fragestellungen zum 

Lohnsteuerabzug an der Quelle (Lohnsteuer); 

b) Steuerberatungsleistungen im Zusammenhang mit Fragestellungen zu Zöl-

len; sowie 

c) Leistungen im Zusammenhang mit der Lohn- und Gehaltsabrechnung. 

Art. 47b 

Prüfungsdurchführung 

Führt derselbe Wirtschaftsprüfer oder dieselbe Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft die Abschlussprüfung und die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

durch, so kann die Prüfungsakte für die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung in die Prüfungsakte für die Abschlussprüfung aufgenommen werden. 

Art. 47c 

Prüfungsstandards 

1) Bei der Durchführung einer Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

haben Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die von der 
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Europäischen Kommission im Verfahren nach Art. 26a der Richtlinie 2006/43/EG 

angenommenen Prüfungsstandards anzuwenden. 

2) Bis zur Annahme der Prüfungsstandards nach Abs. 1 regelt die Regierung 

das Nähere über die anzuwendenden Prüfungsstandards mit Verordnung. 

Art. 50 Abs. 1, 2 Bst. g und Abs. 3  

1) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften unterliegen 

hinsichtlich der Durchführung von Abschlussprüfungen und Prüfungen der Nach-

haltigkeitsberichterstattung einer Qualitätssicherungsprüfung. 

2) Die Qualitätssicherungsprüfung hat unter Berücksichtigung von Umfang 

und Komplexität der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft eine geeignete und angemessene Beurteilung mindestens der 

folgenden Bereiche zu umfassen: 

g) die Anwendung der Prüfungsstandards nach Art. 38, 47c und 49 Abs. 2 und 

3 in einer Weise, die dem Umfang und der Komplexität der Geschäftstätig-

keit des geprüften Unternehmens angemessen Rechnung trägt. 

3) Qualitätssicherungsprüfungen müssen mindestens durchgeführt werden: 

a) bei Wirtschaftsprüfern und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die Ab-

schlussprüfungen vornehmen: 

1. bei Unternehmen von öffentlichem Interesse, die als grosse Gesellschaften 

im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 des Personen- und Gesellschafsrechts gelten: 

alle drei Jahre; 

2. bei den übrigen Unternehmen: alle sechs Jahre; 
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b) bei Wirtschaftsprüfern und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die Prüfun-

gen der Nachhaltigkeitsberichterstattung vornehmen: alle sechs Jahre. 

Art. 51 Abs. 3 

3) Personen, die mit Qualitätssicherungsprüfungen betraut werden, müssen 

über eine angemessene fachliche Ausbildung und einschlägige praktische Erfah-

rungen auf den Gebieten der Abschlussprüfung, der Erstellung und Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung sowie der Rechnungslegung verfügen und eine 

spezielle Ausbildung für Qualitätssicherungsprüfungen absolviert haben. Sie sind 

so auszuwählen, dass Interessenkonflikte ausgeschlossen sind und die Unabhän-

gigkeit nicht gefährdet ist. 

Art. 74 Abs. 1 Einleitungssatz 

1) Drittlandsprüfer sind verpflichtet, sich nach Massgabe der Art. 17 ff. re-

gistrieren zu lassen, wenn sie beabsichtigen, einen Bericht im Sinne des Art. 196 

oder 196b des Personen‐ und Gesellschaftsrechts für ein Unternehmen mit Sitz 

ausserhalb des EWR zu erstatten, dessen übertragbare Wertpapiere zum Handel 

an einem geregelten Markt im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21 der Richtlinie 

2014/65/EU in Liechtenstein zugelassen sind, es sei denn, das Unternehmen gibt 

ausschliesslich Schuldtitel aus, die eines der folgenden Merkmale aufweisen: 

Art. 75 Abs. 1 

1) Drittlandsprüfer haben bei der Durchführung der Prüfung des Jahresab-

schlusses bzw. des konsolidierten Abschlusses oder der Prüfung der Nachhaltig-

keitsberichterstattung bzw. der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung 

zu beachten: 
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a) die Prüfungsstandards nach Art. 38, 47c oder 49 Abs. 2 und 3; 

b) die Bestimmungen über die Unabhängigkeit, die Unparteilichkeit und die kri-

tische Grundhaltung nach Art. 31 bis 37, 44 bis 46 und 47a; 

c) die Bestimmungen zum Prüfungshonorar nach Art. 31 Abs. 7, Art. 47 und 

47a. 

Art. 80 Abs. 2 Einleitungssatz sowie Bst. c und d 

2) Bei Verstössen gegen die Pflichten betreffend die Abschlussprüfung oder 

die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 31 bis 43, 45 bis 47c 

und 49 dieses Gesetzes oder nach Art. 4 bis 8, 10 bis 15, 17 und 18 der Verordnung 

(EU) Nr. 537/2014 kann die FMA vorbehaltlich Art. 101 Abs. 1 überdies: 

c) gegen einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder 

einen verantwortlichen Prüfungspartner ein befristetes Verbot der Durch-

führung von Abschlussprüfungen oder Prüfungen der Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung oder der Unterzeichnung von Berichten nach Art. 196 bzw. 

196b des Personen- und Gesellschaftsrechts von bis zu drei Jahren verhän-

gen; 

d) eine Mitteilung, dass der Bericht nach Art. 196 bzw. 196b des Personen- und 

Gesellschaftsrechts nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht, erlas-

sen; 

Art. 87 Abs. 4 

4) Hat die FMA konkrete Hinweise darauf, dass ein Wirtschaftsprüfer oder 

eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus einem anderen EWRA‐Vertragsstaat ge-

gen EWR‐Recht im Bereich der Prüfungen von Jahresabschlüssen und Konzernab-

schlüssen sowie im Bereich der Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichterstattungen 
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und konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattungen verstossen hat, teilt sie 

diese der zuständigen Stelle des anderen EWRA‐Vertragsstaats mit. 

Art. 101 Abs. 1 Bst. e 

1) Von der FMA wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 100 000 Franken 

bestraft, wer: 

e) die Pflichten betreffend die Abschlussprüfung oder die Prüfung der Nachhal-

tigkeitsberichterstattung nach Art. 31 bis 43, 45 bis 47c und 49 dieses Geset-

zes oder nach Art. 4 bis 8, 10 bis 15, 17 und 18 der Verordnung (EU) 

Nr. 537/2014 verletzt. 

Art. 112a 

Übergangsbestimmungen zur Änderung vom …  

1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Durchführung von Prüfungen 

der Nachhaltigkeitsberichterstattung finden erstmals auf Prüfungen für Geschäfts-

jahre Anwendung, die am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen. 

2) Die Voraussetzungen nach Art. 8 Abs. 2 Bst. b sind erstmals für Bewilligun-

gen nach Art. 5, 59 und 67 nachzuweisen, die nach dem 30. Juni 2026 erteilt wer-

den. 

3) Wirtschaftsprüfer, die vor dem 1. Juli 2026 zugelassen wurden, müssen 

die erforderlichen theoretischen Kenntnisse auf dem Gebiet der Prüfung der Nach-

haltigkeitsberichterstattung im Wege der kontinuierlichen Weiterbildung nach 

Art. 29 nachweisen. Dieser Nachweis ist der FMA spätestens bis zum 30. Juni 2026 

vorzulegen. Ein Verstoss gegen diese Plicht wird nach Art. 101 Abs. 2 geahndet. 
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4) Personen, die vor dem 1. Juli 2026 die Wirtschaftsprüfer- oder Eignungs-

prüfung erfolgreich absolviert haben, allerdings erst danach als Wirtschaftsprüfer 

nach Art. 5, 59 und 67 bewilligt werden, haben den Nachweis der theoretischen 

Kenntnisse auf dem Gebiet der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im 

Sinne von Abs. 3 im Zuge des Antrags auf Erteilung der Bewilligung zu erbringen. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung 

der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG 

und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von 

Unternehmen (ABl. L 322 vom 16.12.2022, S. 15). 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abänderung 

des Personen- und Gesellschaftsrechts in Kraft. 
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3. GESETZ ÜBER DIE ABÄNDERUNG DES OFFENLEGUNGSGESETZES 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Offenlegungsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 23. Oktober 2008 über die Offenlegung von Informationen 

betreffend Emittenten von Wertpapieren (Offenlegungsgesetz; OffG), LGBl. 2008 

Nr. 355, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 3 Abs. 1 Bst. u 

1) Im Sinne dieses Gesetzes sind: 

u) „Nachhaltigkeitsberichterstattung“: die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

nach Art. 2 Ziff. 18 der Richtlinie 2013/34/EU21. 

                                                      
21  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahres-

abschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 
Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. L. 182 vom 29.6.2013, 
S.19). 
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Art. 4 Abs. 2 Bst. c und Abs. 3 bis 7 

2) Der Jahresfinanzbericht umfasst: 

c) Erklärungen, in denen die beim Emittenten verantwortlichen Personen un-

ter Angabe ihres Namens und ihrer Stellung versichern, dass: 

1. die im Einklang mit den massgebenden Rechnungslegungsstandards aufge-

stellte Jahresrechnung ihres Wissens ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie der 

Finanz- und der Ertragslage des Emittenten und der Gesamtheit der in die 

Konsolidierung einbezogenen Unternehmen vermittelt; und 

2. der Jahresbericht den Geschäftsverlauf, das Geschäftsergebnis und die Lage 

der Gesamtheit der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen so 

darstellt, dass: 

aa) ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild entsteht; 

bb) er die wesentlichen Risiken und Ungewissheiten, denen sie ausgesetzt 

sind, beschreibt; und 

cc) er gegebenenfalls in Einklang mit den Standards für die Nachhaltig-

keitsberichterstattung nach Art. 1096c des Personen- und Gesell-

schaftsrechts und der Delegierten Verordnung (EU) 2021/217822 auf-

gestellt wurde. 

3) Ist der Emittent verpflichtet, einen konsolidierten Geschäftsbericht nach 

Art. 1097 des Personen- und Gesellschaftsrechts aufzustellen, so besteht der 

                                                      
22  Delegierte Verordnung (EU) 2021/2178 der Kommission vom 6. Juli 2021 zur Ergänzung der Verordnung 

(EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Festlegung des Inhalts und der Dar-
stellung der Informationen, die von Unternehmen, die unter Artikel 19a oder Artikel 29a der Richtlinie 
2013/34/EU fallen, in Bezug auf ökologisch nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten offenzulegen sind, und 
durch Festlegung der Methode, anhand deren die Einhaltung dieser Offenlegungspflicht zu gewährleis-
ten ist (ABl. L 443 vom 10.12.2021, S. 9). 
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geprüfte Jahresfinanzbericht aus dem im Einklang mit Art. 1139 des Personen- und 

Gesellschaftsrechts aufgestellten konsolidierten Geschäftsbericht und dem nach 

Art. 1065 Abs. 1 des Personen- und Gesellschaftsrechts aufgestellten Geschäfts-

bericht der Muttergesellschaft, einschliesslich der Erklärungen nach Abs. 2 Bst. c 

für den Konzernabschluss sowie Einzelabschluss der Muttergesellschaft. Soweit 

die Aufstellung eines konsolidierten Geschäftsberichts nicht verpflichtend ist, be-

steht der geprüfte Jahresfinanzbericht aus dem nach Art. 1065 Abs. 1 des Perso-

nen- und Gesellschaftsrechts aufgestellten Geschäftsbericht der Gesellschaft, ein-

schliesslich der Erklärungen nach Abs. 2 Bst. c. 

4) Der Jahresfinanzbericht bzw. der konsolidierte Jahresfinanzbericht wird 

entsprechend Art. 1058 des Personen- und Gesellschaftsrechts geprüft. Der Ab-

schlussprüfer gibt das Prüfungsurteil und die Erklärung zum Jahresbericht bzw. 

zum konsolidierten Jahresbericht nach Art. 196 Abs. 1 des Personen- und Gesell-

schaftsrechts ab. 

5) Das Prüfungsurteil nach Abs. 4 ist vom Emittenten in vollem Umfang zu-

sammen mit dem Jahresfinanzbericht offenzulegen. Soweit nach Art. 196b des 

Personen- und Gesellschaftsrechts ein Prüfungsurteil über die Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung abgegeben wird, ist auch dieses Prüfungsurteil zusammen mit dem 

Jahresfinanzbericht vollständig offenzulegen. 

6) Der Jahresbericht bzw. konsolidierte Jahresbericht wird nach Art. 1096, 

1096a bis 1096h bzw. Art. 1121 des Personen- und Gesellschaftsrechts und gege-

benenfalls nach der Delegierten Verordnung (EU) 2021/2178 aufgestellt. 

7) Die Regierung regelt das Nähere über den erforderlichen Inhalt des Jah-

resfinanzberichtes mit Verordnung. Sie kann namentlich Vorschriften erlassen 

über: 
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a) die anwendbaren Rechnungslegungsvorschriften einschliesslich der Konsoli-

dierung; 

b) die Prüfung des Jahresfinanzberichts; 

c) die Berichterstattung über die geschäftliche und finanzielle Entwicklung und 

Lage des Emittenten, gegebenenfalls auch über die Nachhaltigkeit; 

d) die Abgabe von Bestätigungen durch die für Jahresfinanzberichte und gege-

benenfalls für Nachhaltigkeitsberichte verantwortlichen Personen; 

e) das Berichtsformat. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 

2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen 

(ABl. L 322 vom 16.12.2022, S. 15). 

III. 

Inkrafttreten und Anwendbarkeit 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom … über die Abände-

rung des Personen- und Gesellschaftsrechts in Kraft. 
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2) Die Bestimmungen über die Nachhaltigkeitsberichterstattung bzw. kon-

solidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Art. 3 Abs. 1 Bst. u sowie Art. 4 

Abs. 2 Bst. c, Abs. 5 und 6 sind erstmals anwendbar auf Geschäftsjahre, die: 

a) am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen für Emittenten im Sinne von 

Art. 3 Abs. 1 Bst. f, bei denen es sich um grosse Unternehmen im Sinne von 

Art. 1064 Abs. 3 des Personen- und Gesellschaftsrechts oder um Mutterun-

ternehmen einer grossen Gruppe im Sinne von Art. 1101 Abs. 1 des Perso-

nen- und Gesellschaftsrechts handelt und die am Bilanzstichtag allein oder 

auf konsolidierter Basis die durchschnittliche Zahl von 500 während des Ge-

schäftsjahres Beschäftigten überschreiten; 

b) am oder nach dem 1. Januar 2025 beginnen für Emittenten im Sinne von 

Art. 3 Abs. 1 Bst. f, bei denen es sich um grosse Unternehmen im Sinne von 

Art. 1064 Abs. 3 des Personen- und Gesellschaftsrechts oder um Mutterun-

ternehmen einer grossen Gruppe im Sinne von Art. 1101 Abs. 1 des Perso-

nen- und Gesellschaftsrechts handelt und die nicht unter Bst. a fallen; 

c) am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen: 

1. für Emittenten im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. f, die kleinen und mittleren 

Unternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 des Personen- und Ge-

sellschaftsrechts sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen 

im Sinne von Art. 1064 Abs. 1a des Personen- und Gesellschaftsrechts han-

delt; 

2. für in Art. 4 Abs. 1 Ziff. 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/201323 als kleine 

und nicht komplexe Institute definierte Emittenten, sofern es sich um grosse 

Unternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 3 des Personen- und 

                                                      
23  Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 

Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 
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Gesellschaftsrechts handelt oder um kleine und mittlere Unternehmen im 

Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 des Personen- und Gesellschaftsrechts han-

delt, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Art. 1038g 

Abs. 1 Bst. a des Personen- und Gesellschaftsrechts sind und bei denen es 

sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 1a des Per-

sonen- und Gesellschaftsrechts handelt; 

3. für Emittenten im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Ziff. 13 des Versicherungsauf-

sichtsgesetzes, sofern es sich um grosse Unternehmen im Sinne von 

Art. 1064 Abs. 3 des Personen- und Gesellschaftsrechts oder um kleine und 

mittlere Unternehmen im Sinne von Art. 1064 Abs. 1 und 2 des Personen- 

und Gesellschaftsrechts handelt, die Unternehmen von öffentlichem Inte-

resse im Sinne von Art. 1038g Abs. 1 Bst. a des Personen- und Gesellschafts-

rechts sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von 

1064 Abs. 1a des Personen- und Gesellschaftsrechts handelt. 
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2023/2775 DER KOMMISSION 

vom 17. Oktober 2023

zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
Anpassung der Größenkriterien für Kleinstunternehmen und für kleine, mittlere und große 

Unternehmen oder Gruppen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 
Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 
Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 13,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit den Berichtspflichten im Bereich der Rechnungslegung werden verschiedene Ziele verfolgt. Sie liefern nicht nur 
den Anlegern an den Kapitalmärkten Informationen, sondern dienen auch der Rechenschaftslegung über frühere 
Transaktionen und verbessern die Corporate Governance. Um zu gewährleisten, dass diese Pflichten ihre Zwecke 
erfüllen, und um die Unternehmen administrativ zu entlasten, sollten diese Pflichten gestrafft werden.

(2) Angesichts der erheblichen Inflation in den Jahren 2021 und 2022 wurden die monetären Kriterien für die 
Bestimmung der Größenkategorie eines Unternehmens überprüft, um den Auswirkungen der Inflation Rechnung 
zu tragen.

(3) Eurostat-Daten zufolge lag die kumulierte Inflationsrate im Euro-Währungsgebiet im Zehnjahreszeitraum vom 
1. Januar 2013 bis 31. März 2023 bei 24,3 %, während sie in der gesamten EU im selben Zeitraum 27,2 % betrug.

(4) Aus diesem Grund hält die Kommission eine inflationsbedingte Bereinigung und Aufrundung der in Artikel 3 
Absätze 1 bis 7 der Richtlinie 2013/34/EU genannten Schwellenwerte um 25 % für notwendig.

(5) Die Richtlinie 2013/34/EU sollte daher entsprechend geändert werden.

(6) Damit die angepassten Schwellenwerte den Unternehmen oder Gruppen so bald wie möglich zugutekommen, 
sollten die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
spätestens für Geschäftsjahre gelten, die am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen. Die Mitgliedstaaten dürfen 
den Unternehmen gestatten, diese Vorschriften auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
2023 beginnen.

(7) Die Kommission hat gemäß Artikel 49 Absatz 3a der Richtlinie 2013/34/EU die Sachverständigengruppe des 
Europäischen Wertpapierausschusses konsultiert —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Richtlinie 2013/34/EU

Artikel 3 der Richtlinie 2013/34/EU wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 450 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 900 000 EUR;“

(1) ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19.

Amtsblatt  
der Europäischen Union 

DE 
Reihe L    

2023/2775  21.12.2023
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2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 5 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 10 000 000 EUR;“

b) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Mitgliedstaaten können Schwellenwerte festlegen, die über die Schwellenwerte in Unterabsatz 1 Buchstaben a 
und b hinausgehen. Die Schwellenwerte dürfen jedoch 7 500 000 EUR für die Bilanzsumme und 15 000 000 EUR 
für die Nettoumsatzerlöse nicht überschreiten.“

3. In Absatz 3 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR;“

4. In Absatz 4 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR;“

5. Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 5 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 10 000 000 EUR;“

b) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Mitgliedstaaten können Schwellenwerte festlegen, die über die Schwellenwerte in Unterabsatz 1 Buchstaben a 
und b hinausgehen. Die Schwellenwerte dürfen jedoch 7 500 000 EUR für die Bilanzsumme und 15 000 000 EUR 
für die Nettoumsatzerlöse nicht überschreiten.“

6. In Absatz 6 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR;“

7. In Absatz 7 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR;

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR;“

Artikel 2

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie bis spätestens 24. Dezember 2024 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Vorschriften mit.

Sie wenden diese Vorschriften auf Geschäftsjahre an, die am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnen.

Abweichend von Unterabsatz 2 dürfen die Mitgliedstaaten den Unternehmen gestatten, diese Vorschriften auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2023 beginnen.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

ABl. L vom 21.12.2023 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/dir_del/2023/2775/oj 3/3

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 4

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 17. Oktober 2023

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN

ABl. L vom 21.12.2023 DE  
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